
VORWORT

Fines der srößten Werke der gemeinschaftlichen ilfe des Schweizerz
volkes 1ST die Einführung der Alters:  Z  Z un Hinterlassenen -Versicherung
Man hat die Krönung der schweizerischen Sozialpolitik genannt Mit
Recht Denn tatsächlich om sSeCe1NE Wohltat we1lte Kreise, die der
ilfe ürftig sind CS, wWenn sich die Not des Alters meldet der
SC1 CS, die Familie ihren Ernährer verliert Mehr als 350 000 Frauen
un Männer Alter VO:  - mehr als Jahren eben unserm Lande
Nur der kleinste Teil besitzt Vermögen der ein gesichertes Einkommen,

A alten Tage hne Sorge verbringen
Diese Sorge kennen die Greise uUuNnserer Klöster nicht Die Ordens:Ges

meinschaft von franziskanischer Brüderlichkeit getragen wendet ihren
Mitgliedern den Tagen der Arbeitsunfähigkeit und des Alters ihre

un ITEl  'a Sorge Und doch wurde auch uNseTE Provinz VO

Gesetz der AH  A erfa{ßt Es gab kein Ausweichen
He vorliegende Arbeit versucht den stufenweisen FEinzug der AH  A

uNsSeTEC Provinz auf rund der Akten darzustellen.* Vor allem kann
S1C sich auf C111 blaues Heft VO:  - Seiten stutzen dem Arnold
Nußbaumer als erster Mitwirkender die Einführung der AH  . UNSsSeTE

Provinz Schritt Schritt verfolgt un einträgt.® Als die Gesetzgebung
der AH  A raft Trat stand hochwst Dr Arnold Nußbaumer als
Provinzvikar der Provinz VOT, Dr Franz Solan Schäppi BKOL.
vinzial entscheidenden eit uNSeTC afrikanischen Missionen V15851  E  D

tierte abwesend Juni 1947—79728 Februar trat Arnold
die unausweichliche Aufgabe heran, die staatlichen Gesetze m1T der Or
densverfassung Einklang bringen, der AH  z< den Weg die
Provinz ebnen Seiner fachkundigen Führung kann sich SOM1 der
Schreibende Sanz anvertrauen un: auf weıite Wegstrecken der Fährte
des Meisters folgen.

Schmid fr
des nl Vaters Franziskus, D  6 Kapitel Satzungen der Mindern Brüder Kapuziner

Nr 109 121 122 ach dem Geiste des elligen Ordensstiftiers und dieser Vorschrifiten
soll der kranke und alte Mitbruder ep. werden W1e VO.  - Mutftferhänden

2 Im Provinzarchiv ist das gesamte Aktenmaterilal AHV autf jier Schachteln vertie Sch
1169 Akten); Sch 1170 esetize un! erordnungen); Sch 1171 (Verzeichnisse der Ver-
Ssicherten); Sch 1172 (Rechnungen)

3 PAL 1169 13
Klosterchronik esemlin 121, IF PAL 264  Q 19 134
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Vorverhandlungen

Die Auseinandersetzungen über geplante Versicherungsgesetz für
ter und Hinterlassene warten Weellen auch 1n uNnseTE Klöster. Es bestan
den Bedenken, ob K sich mi1t der franziskanischen TMU: vereinbaren
lasse, auch die Kapuziner sich der Versicherung anschließen. Bis
jetzt hatte MNan keine persönlichen Versicherungen, weder Kranken- noch
Unfallversicherung. Unsere Versicherung, die uns n1ıe getäuscht un
verlassen hat, War und 1st die göttliche Vorsehung. Diese rage beschäfz
tigte auch die Provinzobern 1n einer Sitzung des Juni 1947 un VeT.:  C

anlaflite sS1€e einer vorsorglichen un ersten Stellungnahme. Sie
schrieb ihre Auffassung rdahln „Von einzelnen Kantonsregierungen wird
uns die Nutzung der Altersversicherung angeboten. Ordensrechtlich dürf.  2  Z
ten WITr S1E annehmen: doch scheint dies dem Geist des Ordens nicht
entsprechen. Auch pflegen WIT Öffentlichen Leben weder durch
IMNenNn noch durch Steuern teilzunehmen. In einzelnen Fiällen wurde dem:  Z  Z
gemäfß bereits negatıv entschieden.“

Gegen die Gesetzesvorlage wurde das Referendum ergriffen; und
kam e1inem außerst heftigen Abstimmungskampf. Am denkwürdigen

Juli 1947 schritt das olk Zu Entscheid un ahm das Gesetz ber
die Altersz UnN: Hinterbliebenenversicherung mi1t erdrückender Mehrheit
an Es wird mit dem Januar 1948 raft Schon die erste Verz
ordnung des NECUCI) Bundesgesetzes ist für uns VO  j einschneidender Be.
deutung: „ Versichert ach Maßgabe dieses Gesetzes sind die natürlichen
Personen, die iın der Schweiz ihren zivilrechtlichen VWohnsitz haben“
Somit werden alle in der Schweiz wohnenden, physischen Personen durch
das Gesetz ZUr Leistung On Versicherungsbeiträgen die AH  A heranz
N, WOSCSCH ihnen die Wohltat des Rentenbezuges auch gesetzlich-
automatisch zufließen wird Die Provinz und die ihr unterstehenden sS1ez
ben Kapuzinerinnenklöster standen also VOT einer Sachlage, aus welcher

kein Entrinnen gab Im (Gresetzestext fand sich mit keiner Silbe eine
Andeutung, die irgendeine Rücksichtnahme auf Orden un Ordensleute
erkennen Ließ Schon bald WAar November 1947 geworden, un bald
wird das Gesetz die Provinz unter sSe1in Räderwerk nehmen. Wie wird

LIL. S. 112
Ja-Stimmen für AHV 8992.902; in-Stimmen 234,.3009. timmbeteiligun 87 Prozent. 1lle
Stände en angenommen, aqußer walden. „Vaterlan uzern 1947., Schmid 21
1e. Beilage 12. Das Gesetz wurde Dezember 1946 VO ational- un ändera
beschlossen und wurde Januar 1947 öffentlich Kun!  egeben. Beilage 14.
Das Für un! en AHV VO Standpunkt der Seelsorge SKZ 115 Luzern
289—92; S1817



sich annn die Durchführung in üuNseTenN Klöstern auswirken? Werden
e1ines Tages Bundesangestellte, mit Fragebogen un Tabellen ausgerustet,
1m Sprechzimmer erscheinen Uun: die Mitbrüder, VO Guardian bis
Zu Bruder Koch, die ehrwürdigen Klosterfrauen VO  - der Oberin bis

etzten ‚OViZzin un Postulantin VOT sich bestellen, ber deren
Personalien, Vorleben, Einkommen un Vermögensverhältnisse peinlich
SCHAU«C Auskunft verlangen ?!

Da faßte P. Arnold, damals Provinzvikar, e1in Herz, erbat sich bei
damaligen Innenminister Bundesrat Philipp Etter eine Audienz

Uun! ZUS November 1947, begleitet VO  - P.D  5 Alkuin Stillhart,
Lektor, 1Ns Bundeshaus nach Bern.‘ Die Anliegen, die P. Arnold 1in einer
vortrefflichen Denkschrift? ZUVOT zusammengefaßt hatte, legte 198808  - dem
hohen Magistraten VOT un bat ihn Auskunft ber sechs Fragen.

Kkann der Verein „Schweizerische Kapuzinerprovinz als Versiche-
rungseinrichtung 1m inn VO HVG Art. 49 un: 749 anerkannt
werden?

I1 Mütßen WIr als erwerbstätige* oder nichterwerbstätige!! Versicherte
bezeichnet werden? (cf. AHVG Art 4)

111 Dürfen WITr als erwerbstätige Versicherte 1m Sinne von AHV
4 $£ bezeichnet werden?
Aut welcher Basis Mag Beitragspflicht bemessen werden?
Ist möglich, für jene uUuUNseTrer Ordensmitglieder, welche nicht
ter bs.2 (Invalide)** oder bs. 3 (Lehrlinge, Studenten)?®
fallen, ein allgemeines der ach Kategorien abgestuftes Globaleinz
kommen festzusetzen?

VI Falls die Möglichkeit besteht, der Verein „Schweizerische Kapu  Z
zinerprovinz 1%a als Versicherungseinrichtung für sämtliche Schweizerz

7 Bundesrat Ph. Etter, damals Bundespräsident, TC ine fIreun Zuschrift die
nachgesuchte Audienz I  HS>

KT 1e. Beilage
Die und 74 sehen VOoT, daß Stiftungen un!' Vereine Versicherungseinrichtungen
im Sinne des AHWV- Gesetzes für einen estimmten Tels VO:  - Versicherten errichten und
verwalten können.
„Als erwerbstätig gelten jene, die aQus einer Tätigkeit ein Bar- der Naftfuraleinkommen
en. 6! bs. 1 Ihre eiträge werden in Prozenten des Einkommens festgesetzt.““
HVG Art.
„Als Nnichterwerbstätig gelten jene, die aus Offentlichen Mitteln der VO: Drittpersone
untierhaltien der dauernd aus öffentlichen Mitteln unterstützt werden. Ihr Beitrag De-
Ta ein Franken im onat‘“ HVG Ds.2

{? HVG ÖM 82 „KÜr Nnichterwerbstätig Versicherte, die =  15 Offentlichen Mitteln
der VO Drittpersonen unfifernalien der dauernd TStiUutzt werden, Deträgt der Beitrag
ein Franken im Der Bundesrat ann die elitrage für weitere Gruppen cht-
erwerbstätiger, welchen die Entrichtung höherer eiträge niC. zugemute werden kann,
insbesondere für NVa.  e, auf ein Franken im Testseizen.
Lehrlinge, die keinen Barlohn ezlehen, und Studenten gelten als Nichterwerbstätige

en einen Beitrag VO. einem Franken im ezahlen HVG ArTtE 3,
Abs. d.; Abs. 3; 2U Ds.2

1Ba Der „Verein Schweizerische Kapuzinerprovinz‘“‘ ist die schweizerische Kapuzinerpro-



kapuziner 1m Sinne VO  - AHVG 49 un: f14 organisiert und
anerkannt werden kann, ware C dann auch möglich, die unseTeI kirch:  Z
lichen Oberleitung unterstehenden Kapuzinerinnen als Versicherte
dieser uUuNsSseTEI Versicherungseinrichtung anzuschließen?

Bundesrat Philipp er ging wohlwollend un bereitwillig auf die Vel:

schiedenen Punkte e1n, indem der eihe ach se1inNe€e Berater Die
obigen Fragen und VI wurden hne welteres grundsätzlich bejaht. Was
aber die Fragen I1 bis anbelangt, hatte sich gefügt, da{ß gerade
diesem Tage die Vollzugsverordnung Z Versicherungsgesetz ın der Öf.
fentlichkeit erschienen War.  15 In Z Abs dieser Vollzugsverordnung
wird bestimmt, da{fß „Mitglieder religiöser Orden der Kongregationen als
nichterwerbstätig gelten, sSsoweıit s1ie nicht 1m Dienste £e1nes Dritten stehen,
der ihnen, dem Kloster der dem Mutterhaus eine Barz der Naturalent-
schädigung gewährt. “ Damit werden die Mitglieder der Provinz un! der
uns unterstehenden Frauenklöster 1m Sinne VO  - Art 10, Abs des AHV.
Bundesgesetzes*® als Nichterwerbstätige anerkannt un: somi1t dem e1Nz
heitlichen Minimalbeitrag VO:'  ; e1n Franken 1m Maonat belastet. Gestützt
auf die neueste Verordnung erhielten auch die Fragen I1 bis 1m Bunz
deshaus eine grundsätzliche Beantwortung Beim Abschied sprach Bunz
desrat Philipp Etter 1n seiner gütig-launigen Art „ 50, das ware jetz
schmerzlos gegangen.

Schon folgenden Lag unterrichtete Provinzvikar 1ın einem „Mo-z
nitum  .r die Mitbrüder über die vorbereitenden Schritte, die Z'UE AH  Z füh:
ICI sollten, väterlich mahnend: „Unterdessen soll weder VO  } Ortsobern
noch VO  - einzelnen Mitbrüdern, auch nicht 1n Pfarreien un staatlichen
Seelsorgestellen, 1n dieser Versicherungsangelegenheit etwas unternommen
werden‘‘“ (20 November 1947).*‘

Vinz, insofern sie als religiöser un kirc  icher Verein nach den Normen des vil-
PAL Schechtes ZGB it. Ormlic. konstituier und Organ: ist (1940)

und
1e. Den nm.6.
Die Bezeichnung ist verschieden VVO, AHVV. Der 1te lautet Oo1ll-
zugsverordnung vAr Bundesgesetiz Der die Alter:  o un! Hinterlassenenversicherung.
1e Anm. 13.

17 PAL (20. November

elvetıa Franciscana Bd. 9 1964



I1 nsCHIU an die AHV

Die Obliegenheiten der AH  A werden den einzelnen Kantonen durch
die kantonalen Ausgleichskassen wahrgenommen. 18 Es standen NUunNn den
Kapuzinern ın der Schwieiz 7wiel Wege ZUT AH  A offen jedes Kloster
terstellt sich mi1t sSe1iNeN Insassen der Ausgleichskasse des betreffenden Kan:  2
ftons der die Provinz als (Ganzes schließt sich einer Uun: derselben Aus-:
gleichskasse Aus wohlerwogenen Gründen entschied sich für
den zweıten W€g ; d. h..die gesamte Provinz (auch mit den unter-
stehenden Kapuzinerinnenklöstern) übernimmt als „ivilrechtlicher Perz
sonenverband für alle ihre Mitglieder die Pflichten un Rechte der AH
gegenüber. Es lag NU auf der Hand, dafß ve Provinz den Anschlufß
die Ausgleichskasse des Kantons Luzern anstrebte, weil Luzern Sitz der
Provinzleitung 1st Unter dieser Voraussetzung bedeutete Anschlufß die
AH  D Anschluß die Ausgleichskasse des Kantons Luzern.

Im Bundeshaus wurde darum dem Provinzvikar nahegelegt, 1n seinem
Anliegen betreffs AH mit der Ausgleichskasse des Kantons Luzern
Fühlung nehmen. SO suchte bald nach selner Rückkehr aus ern
den Herrn Dr arl Mugeglin auf, der 1n besagter Ausgleichskasse die Leiz
tung innehatte, auch ihm die 1m Bundeshaus gestellten Fragen
unterbreiten. Anfänglich schien CS, der Herr se1 wenig gene1gt, sich hier;
1n mit sSeInNemM braunen Gegenüber 1Ns Gespräch einzulassen. Er WarTr eben
der Meinung, das Provinzialat se1 SAr nicht ın der Lage, ber alle sSe1INE
VO  } der Versicherung erfassenden Untergebenen die SCHAUCH Persoz
nalien anzugeben un ber Id].‘6 übrigen technischen Voraussetzungen
verlässige Auskunft statten

Als e 1aber 1n den Provinz-Katalog 1946/47 un: das Schwesternverz
zeichnis der sieben Kapuzinerinnenklöster Einblick CHNOMM:! hatte, VOT
allem, als er vernahm, daß die Angelegenheit bereits höchster Stelle
des Bundeshauses vorgelegt worden WAaTrT, AauUTte der Herr auf un M1iNg gut
gestimmt un interessiert auf die Fragen un Darlegungen des Provinzia-
lates eINn Und et{was WwW1e eln Gemisch VO  w} Überraschung un wohlgesinn-
ter Zustimmung huschte ber das Gesicht VO. Dr. Mugglin, als ihm sSeıin
Besucher 1m Kapuzinerkleide erzählte, werde dann auch AÄAnspruch
machen auf die Übergangsrenten der AH  A zugunsten der Greise un
Greisinnen 1n UNSCICTI Ordensprovinz.

e  er Kanton errichtet UrC. besondern eine kantonale Ausgleichskasse als
selbständige öffentliche Anstalt“‘ HVG Ihr die Verwaltung und urch-
führung der AH  < untier uisic des Bundes HVG 61 un 03; Art.
108 und 109. SChmid 51 1. Reglement für die chweizerische Ausgleichskasse, VO
5. Oktober 1951, erlassen VO: 1dg. Finanz- und ZOolldepartemen



Schon . Dezember lé47 Zing e1in Schreiben der Ausgleichskasse
des Kantons Luzern das Bundesamt 1n Bern miıt der Anregung; „die
ber Kantone verteilten Mitglieder des Kapuzinerordens un die
Schwestern der sieben Kapuzinerinnenklöster der Ausgleichskasse des
Kantons Luzern anzuschließen. Der Orden se1 straff organisiert un
unterstehe der se1t Jahrhunderten 1n Luzern residierenden Provinzverwal-
tung€t 19

ber 1947 dieDas Bundesamt erklärte U mit Brief VO Dezem
Ausgleichskasse des Kantons Luzern die gesetzliche Möglichkeit un:!
sSse1INe Bereitschaft, „auf das Gesuch der Provinzverwaltung die aufgeworz
fene rage wohlwollend prüfen. ‘ 2() Dem amtlichen Gesuch, das die
Provinzleitung 1n dieser rage einzureichen gedenke, selien noch beizuz
Jegen: en Verzeichnis der Niederlassungen un: eine Übersicht ber die
Verwendung nichterwerbstätiger Ordensmitglieder 2ußerhalb der Ordens:  Z
niederlassungen. Eine Kopie dieses Briefes des Bundesamtes ging
die „Provinzleitung des Kapuzinerordens, Kloster Wesemlin, Luzern‘

/ wei Tage nachher (23 Dezember wanderte das angeregte Gesuch
der Provinzverwaltung mi1t den verlangten zwel Beilagen ach ern Es
überbrachte dem Bundesamt den Antrag, da{fß ‚„„die ber Kantone VerL:

teilten Mitglieder des Kapuzinerordens SOW1E€e die Kapuzinerinnenklöster
der Ausgleichskasse des Kantons Luzern angeschlossen werden‘ 21 Am
18. März 1948 erfolgte noch e1INe mündliche Besprechung auf der AÄAus-z
sleichskasse 1m Beisein VO Herrn Dr. Ackermann 22 Mitarbeiter
Bundesamt 1n ern Der Bundesbeamte konnte darauf nach ern mel:  Z  Z
den: „dafß ber sämtliche Ordensangehörige der Schweizerischen Kapu  Z  Z
zinerprovinz 1n der Zentralverwaltung des Klosters Luzern eine SCHAUC
Kontrolle geführt wird  u23

Gestützt auf obige Feststellung erklärte das Bundesamt mit Schreiben
VO: Z Maärz 1948

da{fß alle nichterwerbstätigen Kapuziner un Kapuzinerinnen in der
Schweiz, die der Oberleitung des Provinzials unterstehen, mi1t der
Ausgleichskasse des Kantons Luzern abrechnen:

11 daß für sämtliche Ordensangehörige, die Entschädigung Bar-z
oder Naturallohn ]Dienste vVon Dritten (Kirchgemeinden, Strafz
anstalten etc.) stehen, das Provinzialat mit der Ausgleichskasse des
Kantons abzurechnen hat:

111 Das Provinzialat hat ber die Bar: un Naturalentschädigung SC
Al Buch 24

MI i  —J
29 1e Anm. 21 1.1  3 1e. Beilage
22 Diese Aussprache wurde VO.:  - T. Achermann in Bern gewünscht un fand 18. März

1948, vormittiags ehn Uhr bei der Ausgleichskass:! Luzern STa VL e E  —
19  N 24 1€e. Beilage



Am 31. März 1948 verdankte der damalige Sekretär un Ökonom der
Provinz, Wolfrid Sutter,“> Namen des Provinzials dem Bundes-
am  e die 1m Sinne uNsSsSeTC5 Gesuches getroffene Verfügung.*

Somit hatten die vielen Bemühungen das iel erreicht: Anschlufß
die AHV. Fassen WITr das Erreichte 1n einigen Sätzen ZUSa"amImMmmMmeN:

Die Schweizerische Kapuzinerprovinz mit all ihren 1n der Schweiz
wohnenden Mitgliedern Uun: den unterstehenden Kapuzinerinnen
ist der Ausgleichskasse des Kantons Luzern angeschlossen.

I1 Das Provinzialat 1n Luzern ist als Versicherungseinrichtung AaNer:
kannt Diese Tatsache schliefßt wichtige Aufgaben in sich:

Das Provinzialat zahlt die Ausgleichskasse des Kkantons Luzern
die pflichtigen AHV. eitraäge sowochl der Erwerbstätigen als auch
der Nichterwerbstätigen der Provinz.
Es bezieht VO der Ausgleichskasse des Kkantons Luzern die $51li:  2  Z
SCH Renten un leitet sS1€e den Bezugsberechtigten
Es führt nach Anweisungen der AH  Z die Rechnungsbücher und
Verzeichnisse, besonders das Beitragskonto eines jeden Versicher-:
ten

113 Die Mitglieder der Provinz Uun: der Frauenklöster, die nicht 1im
Dienste Dritter sind, gelten als Nichterwerbstätige un werden SO
mit mi1t dem Minimalbeitrag VO  } Fr 1.— 1m Monat belastet.

Durch diese zentrale Besorgung der AH  Z hat das Provinzialat den Klö  E  Z
Stern £e1iNne€e nicht geringe Arbeit abgenommen, sich selbst aber eine große
Mehrbelastung überbürdet. Besonders War eine außerordentliche Arbeit

leisten, die versicherungstechnische Verwaltung aufzubauen,
regeln Uun: 1n Gang bringen. Welch e1INe Unsumme VO  e Mühe, bis

jedes Mitglied der Provinz un der Frauenklöster se1n individuelles
Beitragskonto (IBK genannt) hatte, e1INe Karte, 1n die alle einzelnen
Beiträge einzutragen sind bis bei den 1m Dienste Dritter stehenden
Mitbrüdern Uun: Mitschwestern die Bar- un:! Naturallohnansätze SCHAU
errechnet usw.?” Wol{frid, der damalige Provinzsekretär, nahm
diese große, angestrengte Kleinarbeit ienste der Provinz auf sich un
führte s1e mit einer bewunderungswürdigen Ruhe, Geduld und Präzision
durch: wurde aber dafür schon hienieden reichlich entschädigt durch
die Freude, die der ‚ute empfand, WenNnn den wohlehrw. Müttern

Frauenklöster regelmäßigen Abständen die Übergangsrenten
überweisen oder überbringen konnte. Für die grofße Ireue un Mühe  Z

25 T1 Sutter VO  } Jonschwil 1949, Provinzsekretär 19383—409. PAL
Sch 4516; 1949, S, 174—79

15}  en 1e Beilage
27 ber Art Dauer der Auffaewahrung der Detr. der AH  A hat das Bundesamt

IUr Sozialversicherung 1958 BeNaAaUE Vorschriften erlassen. ıNT, 72.
HVG Art. /4.—81 Schmid 54



waltung ersten Aufbau der providentiellen AH V-Organisation
der Provinz bleibe dem lieben Toten übers rab hinaus das dankbare
Gedenken der Mitbrüder un Mitschwestern gewahrt.

Nicht darf bei uunseTrTem Lob der Ireue Helfer übergangen werden, der
P. Wolfrid mit SaNzZCI Hingabe un großer Gewandtheit dienstfertig ZUrT

Seite gestanden und bei Aufbau und Bedienung des reichlich komplizier-
ten Betriebswerkes mitgeholfen: Br Gottlieb Schwarz. Seit 1947 widmet
CT viele Stunden un JTage mit t+adelloser Zuverlässigkeit un: unverwustz
licher Arbeitsfreude seiner mühevollen Aufgabe.

DDas Hauptverdienst kommt ber ungeschmälert P. Arnold Nußbaumer
Die wenigsten hatten eine Ahnung, wieviele Verhandlungen

führen hatte, wieviele Gänge x unternahm un wieviele Stunden des
Studiums un des Schreibens opferte, bis endlich die AH  Z ungehin-
derten Einzug 1n uUuNsSeICc Provinz halten konnte. Doch auch jetz Ließ
ihm dieses Anliegen keine uhe Neue Probleme tauchten auf und rez
fen Z Rechtskampf.

Bleibender Dank gebührt uch den Beamten der AHV, besonders Jes
NCN, die 1m Bundesamt rOdl€f in der Ausgleichskasse des Kantons Luzern
atıg Stets durfte ldile Provinz 1m Verlauf der Verhandlungen
diesen Amtsstellen Wohlwollen un: Verständnis ihre besondere
Sachlage finden. ank diesem freundlichen Entgegenkommen konnten
die oft nicht geringen indernisse behoben un eine gunstige Lösung
gefunden werden. Weer all die bezüglichen Akten studiert hat, gewinnt
die Überzeugung, daß die AHV, als ein Werk der Wohlf£fahrt eingesetzf,
auch als solches verwaltet wird Darum WAar bei den verschiedenen Besz
hörden mit Genugtuung das Bestreben festzustellen, das Gesetz nicht
mit harter and nzufassen, sondern auszulegen und anzuwenden im
Geiste der sozialen Fürsorge. Das werden die noch folgenden Verhand-:
lJungen, in denen nicht eichte Fragen beantworten arcnhn, aufs eue

bestätigen.



I1 amp um die Übergangsrente

Das Versicherungswerk War großzügig CHNUSg, uch jenen seine ilfe
bringen, die beim Inkrafttreten des Gesetzes (1 Januar das
Lebensjahr bereits erreicht hatten. Diese konnten Z W. rechtlich auf

eine Rente keinen Anspruch erheben, weil sS1e ‚och keine Beiträge die
Versicherung geleistet hatten och wurden s1€e nicht übergangen; indem
für sS1€e die sogenannte Übergangsrente“® vorgesehen War Natürlich kam
auch den reisen un: Greisinnen uNSeTCcS Provinzverbandes diese Wohl.:
tat der Übergangsrenten och unerwartet blies ein kalter Gegen  Z  Z
wind in die Klöster. Man konnte kaum glauben, als Beginn
des Monats August 1949 der Presse lesen bekam „Den männlichen
un weiblichen Mitgliedern katholischer Orden, Kongregationen un!
anderer religiöser Vereinigungen, für deren Unterhalt in vollem Umfang
MESOr ist, sel1en keine Übergangsrenten gewähren.‘“®

Tatsächlich teilte das Bundesamt unfter dem atum VO Juli 1949
den Ausgleichskassen folgendes mi1it

das Eidg Versicherungsgericht habe 1n einer Reihe VO'  -} Urteilen fest.  2  Z
gestellt, eine Diakonissin habe, weil nicht bedürftig, nicht Anspruch
auf eine Übergangsrente der AHV:

I1 damit diese Rechtsprechung einheitlich angewendet werde, se1 1n Zu
kunft den Diakonissinnen un den Personen ähnlicher Stellung,
VOL allem den männlichen un! weiblichen Mitgliedern katholischer
Orden, Kongregationen un: anderer religiöser Vereinigungen, für

bergangsrenten seit Januar 1960 außerordentliche fienten genannt sind solche,
weiche Versicherte erhalten, obwohl sie noch eine Beiträge der weniger als ein Jahr
geleistet en. Darunter fallen VOL em jene Versicherte, die VOL dem 1883
geboren S1Nd. HVG Abs. 1; „Sie sSind 1m Grunde g  n keine Versiche-
rungs-, sondern Fürsorgeleistungen, eine Versicherungs-, sondern Bedarisrenten Sie
werden jenen ın der Schweiz ohnha  ten Schweizerbürgern ausgerichtet, die keinen
spruch autf eine orden  che ente aben, Iso VOT em den VOL dem 1883
Geborenen. Da sich Bedarisrenten handelt, ird bel Ter Festsetzung das Fıın-
kommen un das Vermögen des Gesuchstellers berücksichtigt und auf die örtlichen
Verhältnisse (s  sche, halbstädtisch:! und Jändliche) abgestellt. Mitteilungsblatt

der Ausgleichskasse des Kantons Luzern, August 2, ArtL. 4° des HVG hat
UrCc. Bundesgesetz VO. 19. Juni 1959 ine andere Fassung erhaltien. Schmid 46—50, JV,
Ö2, 63, 71, 74
5K Z 1949 5. 369 f! 929 EL vgl SKZ 1950 S, 421 ; „Vaterlan 8. Mai 1950 Vgl
Anm. 48,



deren Unterhalt 1n vollem Umfang gesorg ist,  30 keine Übergangs-
renten gewähren, spatestens ab anuar

Am 31. August 1949 wurde das Provinzialat VO.  3 der Ausgleichskasse des
Kantons Luzern auf den September 1949 mi1t anderen, die auch VO

der bevorstehenden Aufhebung der Übergangsrenten betroffen wurden,
einer Besprechung Sitzungszimmer des Großen Rates eingeladen.

7 weck der Zusammenkunft die Aufklärung über die entstandene
Lage un die gemeinsame Beratung ber das weiıitere Vorgehen.**

P. Arnold nahm sich der Sache sogleich mit Tatkraft un Umsicht
und arbeitete ein Gutachten Aaus: darin wird die verfügte Aufhebung
der Übergangsrenten für die greisen Ordensleute mit eingehender Be

gründung als unlogisch un unsozial bezeichnet. Dieser Entwurf wurde
für e1nN: Zusammenkunft verfaßt, die bald stattfand Die Reinschrift WUT:

de bei einer gewlssen Gelegenheit dem Caritasdirektor, Msgr Dr Crivelli;
ausgehändigt.® Dieser angesehene Prälat un: Direktor des Schweiz. Ca
ritasverbandes schaltete sich Nu  e unter Einsatz seiner hervorragenden Verz
handlungskunst un: ZUrLC Verfügung stehenden aritasapparates
in den Kampf e1n, die Übergangsrente den Ordensleuten un Konz
gregationen retten helfen.

AÄAm 25 September 1949 erhielt das Provinzialat VO  - der Ausgleichs-
kasse Luzern die amtliche Mitteilung: die Übergangsrente werde VO

Januar 1950 die Kapuziner un Kapuzinerinnen eingestellt,
jedoch mit dem Hinweis, könne diese Verfügung innert 3() Ia
SCH zuhanden der kantonalen Rekurskommission für die AH  A Beschwerz
de eingelegt werden. Das Provinzialat entschlo£ß sich dazıu.%*%

Diese Beschwerdeführung mi1t den endlosen Schreibereien, die s1e 1im
Gefolge hatte, nahm 1CLCI Provinzökonom, der nachmalige Provin-z
zial, Sebastian Huber, kräftig 1n die Hand Er arbeitete eine
nachdrucksvolle Beschwerdeschrift® aus zugunsten jener greisen Kapu  Z  2
ziner Uun:! Kapuzinerinnen®®, denen VO der Ausgleichskasse vorläufig
die Übergangsrente gekündet worden War

ese Einschränkun hat im (+EeSEeiz HVG un ine rechtliche rundlage Die

bergangsrente 1s% nämlich LLUL für solche gewährt, die N1C aus igenem Einkommen
Vermögen ein gewlsses Existenzminimum erreichen. Um dieses Existenzminimum

wurde in den Kommissionen un! den atie STAr HVG r Ds. 1
und 64, 66; Schmid 46 I.; vgl. Anm. 28 un 50
M 00008 vgl. Zeitschrl: für Ausgleichskasse Ju.  ‚U,  us 1949 S, 323.

32 AAA
2.1.1: siehe Beilage
4  —I
212° Concept in eno entworfen, VÖO.  5 Sebastian, Provinzökonom; sS1e ım

Es tatsäc über 70 greise Kapuziner un Kapuzinerinnen, enen die ber-
gangsrente sollte entizogen werden. och wurden für das Beweisverfahren UT acht
Beschwerdeführer als Beispiele gewählt, den ang der Verhandlungen n1ıC. UuIl-

nötigerweise erschweren und in die an ziehen.



Die BeschwerdeschriféÄ fünf Folioseiten stark, wurde VO  -} Arnold,
Provinzial, der Ausgleichskasse des Kantons Luzern zuhanden der Re
kurskommission des Kantons Luzern für die AH Oktober 1949
eingereicht; e lagen noch bei die VO. den einzelnen Beschwerdeführern
eingeholten Vollmachten, S1€e durch das Provinzialat vertreten. Pater
Ökonom unterrichtete vorsichtshalber die Beschwerdeführer Okto
ber 1949 brieflich dahin, e1n persönliches, gerichtliches Verhör mOg-
lich, WECNNN auch unwahrscheinlich sel; S1C möchten sich 1ber für jeden
Fall darauf gefaßt halten Zu diesem weck wurde ihnen eine Kopie
der Beschwerdeschrift rundgehend ZUr Einblicknahme zugestellt.®%

AÄAm ear Oktober 1949 lief VO Vorsteher der Ausgleichskasse, Dr arl
Mugeglin, die Meldung e1n, habe „heute die Beschwerde die kanto-z
ale Rekurskommission die AH  Z weitergeleitet, mit dem Antrage
dieselbe gutzuheißen‘‘ 39

Die Rekurskommission verlangte Dezember 1949 die Entsenz
dung der Regel un: Satzungen, sowohl der Kapuziner, als auch der
puzinerinnen SOWl1Ee eine Zusammenstellung der „für jede der beschwerz
deführenden Kapuzinerinnen deponierten Mitgift un des Ertrages der.  D
selben 1m Jahre Obiger Forderung wurde 21. Dezember 1949
entsprochen; b A E wurden ‚ooch in einem Begleitschreiben die vermOgens-
rechtlichen Bestimmungen unseTrTerTr Regel un Satzungen SOWI1e jener der
Kapuzinerinnen hervorgehoben und zusammengestellt.**

Am Dezember 1949 meldete die Ausgleichskasse 415 Provinzialat:
da der Entscheid der Rekurskommission och ausstehe, musse die Kasse
notgedrungen die Anzahlung der Übergangsrenten samtliche bisherige
Bezüger in der Kapuzinerprovinz un: den sieben Kapuzinerinnenklöstern
einstellen. och mOge auch diese Verfügung der Ausgleichskasse
VOoNn der Provinz innert 30 Tagen Beschwerde geführt werden.#?

Diese offizielle Aufhebungsanzeige zählte die Namen insgesamt
71 Bezügern un: Bezüugerinnen auf, welche 1n unNnseren Klöstern VO  3 der
Sistierungsverfügung betroffen wurden. 3 Im Namen der 7i Betroffenen
erhob das Provinzialat Januar 1950 erneu Beschwerde un eT:

suchte, „allen (Genannten gemäfs Gesetz die Rente ın bisheriger Öhe
weiterhin auszurichten.44

Am März 1950 fällte die Rekurskommission des Kantons Luzern für
die AH  A ber unSseTe eingereichten Beschwerden den Entscheid und er
kannte 1m wesentlichen:

NI 2.1.3; S1e Beilage
N  ©9

M D  o
40 AA E
41

M AA d
Z.4. 12} s1e. ben NN 44 M AA  D



die Beschwerden der Kapuziner werden gutgeheißen, und werden
ihnen mit Wirkung ab Juni 1950 ungekürzte einfache Altersrenz
ten 1ın der ihrem Wohnort entsprechenden oöhe zugesprochen;

88 die Beschwerden der Kapuzinerinnen werden gutgeheißen, die aNnsc  Z  D
fochtenen Verfügungen aufgehoben un Sinne der Erwaäagungen
(Feststellung der Bedürftigkeit Einzelfalle) die Ausgleichskas-

zurückgewiesen
Es schien, se1 VO se1ten des Bundesamtes nicht efürchten, WEeTI-

de den Entscheid der Rekurskommission des Kantons Luzern Be
rufung das Eidg Versicherungsgericht einlegen. SO gab IMNa  - sich der
trohen Hoffnung hin, ach kurzer ‚eit die Altersrenten wieder AUS-

bezahlt werden. In dieser 7Zuversicht schrieb mMan die Frauenklöster,
spatestens für den ONa Mai sSe1 wieder mıit den Übergangsrenten
rechnen, un Z WAaTr auch mit den rückständigen.*  6 mmerhin harrte och
e1ine Frage der Abklärung: die rage ach dem Durchschnittseinkom:
INeCIN der Schwestern NSeTET Klöster. Die Übergangsrenten werden nam-
ich NUTFTr solche Personen bezahlt, die S1€E unbedingt notig haben,
deren Finkommen  47 einschließlich der Renten eine gewiße Höhe,
Einkommensgrenze genannt, nicht übersteige.* Deshalb mußte festgestellt
werden, ob das Einkommen der Kapuzinerinnen eines Klosters nicht ber
der gesetzlichen Grenze liege.* Diesbezüglich wurden VO  3 Fachstellen
Gutachten eingezogen:

für das Kloster Altdorf VO Herrn Dr Jur Franz Schmid:;:
für das Kloster Montorge: VO der ank Weck, Aeby Cie.;
für das Kloster Zug VON der Kevisions- un Treuhandgesellschaft „Rez
visa”“.

Es ergab sich, für obige Frauenklöster PTO Schwester und Jahr vABS

Lebensunterhalt Fr 500.— ZUuUr. Verfügung stehen.°
Unterdessen hatte aber das Bundesamt wirklich den Entscheid

der kantonalen Rekurskommission VO  e} Luzern Berufung das Eidg. Veerz
sicherungsgericht eingelegt, wOomıit der Rechtskampf die Übergangsren-

e}  U AYI Zn  D
Das Einkommen kann Bareinkommen der Naturaleinkommen sSe1n. Das eiziere ist der
Wert Liür Verpflegung un! Unterkunf{ft. Art. 10—13.
Diese Feststellun. wurde verlangt, weilil die bergangsrente DUr solche Personen De-

WwIrd, die sie unbedingt NO deren Einkommen einschließlich der
Renten ine gewisse Höhe, Einkommensgrenze genannt, Nn1C übersteigt. Hindermann
78 1e Nm.
Das Naturaleinkommen das omm Del den greisen Kapuzinerinnen einzig 1ın Be-
ITaCHT —. wIird ın der auf Weise berechnet: für städtische Verhälfinisse
1150 Franken; {Ur halbstädtische Verhälinisse 1000 Franken; für ländliche Verhältnisse
890 Franken. Ds. 1 urc. Bundesratsbeschluß VO. Ma 1957 wurde der

Artikel ufgehobe: un! UrCc. folgenden TSeiz „Der Wert des Naturaleinkom-
INeNs ist VO  - Fall Fall den Mständen ema. VO.  - der Ausgleichskasse schätzen.‘*

an un 1960
om1 Jag das Durchschnittseinkomme: eit untier der gesetzlichgn Einkommensgrenze;

elvetia Franciscana



ten für die Kapuziner und Kapuzinerinnen unNnserer Klöster 1NSs Endsta:  Z  Z
dium tirat Dies übermittelt durch Schreiben VO April 1950 das Eidg
Versicherungsgericht dem Provinzialat zuhanden der Beschwerdeführer,
‚„‚daß das Bundesamt für Sozialversicherung den Entscheid der kantonalen
Rekursbehörde durch Berufung das Eidg Versicherungsgericht welterz
SCZOSCH hat.‘““1

Dem Schreiben Kopien der Berufungsschrift des Bundesamtes
beigeheftet; un E wurde auf das Recht der Beschwerdeführer hingewie-
SCH, innert 20 Tagen eine Anschlußberufung einzureichen. Dies geschah
unter dem atum VO 3. Mai 1950: den ext dieser Anschlußberufung
verfaßte wiederum der damalige Provinzökonom, Sebastian. Es wurde
beantragt:

die Berufung des Bundesamtes ist abzulehnen:
I1 uUuNnseTEe Anschlufßberufung gutzuheißen;

111 den Petenten weiterhin die volle Übergangsrente gewähren.“*
Die 1im Verlauf des Sommers 1950 VOrSCHhOMIMENEC teilweise Revision der
AH V-Gesetzgebung hattie den Kreis der Bezüger der Übergangsrenten
sentlich erweiıitert, dafß auch Leute 1n bessern Verhältnissen in die B
zugsberechtigung einbezogen wurden. Das veranla{ßte das Eidg. Versiche-
rungsgericht se1ne Stellungnahme überprüfen un entsprechend an:
dern: und infolgedessen schwenkte C ber eliner weitherzigeren Recht.  Z
sprechung 1n Bezug auf Gewährung der Übergangsrente die Ordens  Z  Z
leute. Das hatte natürlich auch eine Änderung der Auffassung und eine
Milderung der Praxis e1m Bundesamt : zur Folge SO wurde CTAll:

lLaßt, SE1INE Berufung den Entscheid der Iuzernischen Rekurskomz
m1ss10on zurückzuziehen.

Am September 1950 ließ DU das Eideg Versicherungsgericht den
Beschwerdeführern un: Beschwerdeführerinnen durch das Provinzialat
mitteilen, das Bundesamt habe sSe1INe Berufung zurückgezogen. Somit WwWar
die Angelegenheit Sinne unserer Anschlufßberufung glücklich erledigt.°®
Damit trat die Gutheißung uNnseTeT Beschwerden VO Oktober 1949
und Januar 1950, welche die Rekurskommission des Kantons Luzern

März 1950 1n erster Instanz ausgesprochen hatte, endgültig ın Kraft:
und die Ausgleichskasse des Kantons Luzern zogerte nicht, die Über.
gangsrentfen mit Rückwirkung auf den Januar 1950 wieder AUS:
zurichten. Fructus patientia!

damals (1950) galt als Einkommensgrenze für halbstädtische Verhältnisse or Ap-
penzell, Stans) 1850 Franken; Für städtische Verhältnisse (Freiburg, Luzern, Zug)
2000 Franken Zu en ist, daß die Einkommensgrenze, w1ıie sie 1949 1m VV
fes  setzt WAäarT, bald er gelegt wurde in dem Maße, als sich uch die ebpensbe-
ingungen verteuerten. esCcChiu. der eidgenössischen äte VO. Dezember 1955

62; vgl Anm. 30.
wurde die Abstufung der Renten ach örtlichen erhältnissen fallen gelassen. Schmid

51 M 2.3.16. M 2.4,2; siehe Beilage 33 J—15; 81e Beilage g1.M 2013



Ringen um den Mindestbeitrag

Der Mindestbeitrag besteht 1n einem Franken 1mM Monat, WOZU Nichterz
werbstätige verpflichtet S1IN! ach den obigen Darlegungen haben Mit:
slieder religiöser Orden un: Kongregationen NUTr diesen Mindestbetrag

leisten ;°* eNnNn s1€ gelten als nichterwerbstätig, sotfern s1ie nicht ein Fin-z
kommen 1mM Dienste e1Nnes Dritten beziehen. Nun erhob sich der / weiz
fel, ob dieses Gesetz uch auf Mitglieder religiöser Gemeinschaften
ohne Gelübde anwendbar sel. Diese rage legte 1mM Frühjahr 194855 Pa
ter Arnold einer privaten Besprechung dem Dr jur. Ackermann-Stra-
Ror?0 VOTL un: W1€eSs darauf hin, die religiösen Gemeinschaften hne Gez
lübde seien der AH  A gegenüber tatsächlich 1n der gleichen Lage
wI1e€e die Orden und Kongregationen.?‘ Es se1 deshalb billig un recht,
INan S1€ 1m Sinne VO Art 27 Z90 der Vollzugsverordnung des AHV.
(sesetzes als Nichterwerbstätige behandle un ihnen NUr den minimalen
Versicherungsbeitrag von zwölt Franken Jahre (ein Franken 1m M.Oz
nat) aufbürde, außer einzelne derselben 1im ienste Dritter stünden.

Im Kreisschreiben Nr 24, des Bundesamtes, das das atıum VO

13. April 1948 ragt, wurde jedoch ausdrücklich un nachdrücklich der
gegenteilige Standpunkt eingenommen. Des bestimmtesten wird erklärt
un festgestellt: „Nicht als solche, nicht als Schwestern religiöser
Orden Uun! Kongregationen gelten Angehörige religiöser Gemeinschaften,
welche die Ööffentliche Ablegung der evangelischen Gelübde nicht ken:  A  E
nen.?* Es gehören auch nicht dazu die Angehörigen katholischer Gemeinz
schaften, die sich durch e1N sSogenanntes Lebensversprechen die Ge
meinschaft binden un die Gelübde DU privat ablegen.  60

Infolgedessen wurden Ss1e nach dem Wortlaut des genannten Kreisz
schreibens als Erwerbstätige betrachtet (auch WeNnNn s1€e 1mM Mutterhaus un
54 Jle bDben 89—92

31  x och VOT dem Erscheinen des 24 VO 3. April 1948 „Betreffend die Stel-
ung der chwestern religliöser Gemeinschaifiten 1n der
Mitarbeiter des Bun:  te für Ozlalversicherun. ın Bern

57 B BA ußbaumer 29 Dieses Ringen den Mindestlohn Iiür religlöse Ge  cha{i-
ten hne Gelübde eirl. nN1C. uUulNllseIie Provinz noch die der Provinz unterstehenden
Kapuzinerinnen. Wenn u TOV1INZ1laA Arnold 1mM Schulterschlu. mMi1t den relig]ıösen
Vereinigungen mu un selbstlos iın diesen Rechtskampf den Mindestbeitra ein-

1st, hat sich ein bleibendes Verdienst erworben.
bs.3 „Mitglieder religlöser en der Kongregationen gelten als nicht-

erwerbstätig, sowelt S1Ee Nn1CcC 1m Dienste eines Dritten stehen, der ihnen, dem Kloster
der dem Mutterhaus eine Bar- der Naturalenischädigung gewährt.
enbar sSind nier die Diakonissen gemein(t.
Es sind ohl hier u. a. die Fürsorgerinnen in Solothurn un! die Katharina-Schwestern
in ase gemeint.



seinen eigenen Betrieben tatıg sind), sS1e wurden versicherungstechnisch als
Arbeitnehmer behandelt, obwohl sS1ie keinen Barlohn empfangen, un
wird ihnen mindestens e1In Naturallohn 1im Betrag VO Fr 1800.— 1m Jahr
(Fr 150.— 1m Monat) angerechnet.®*

Zwei Jahre nach der Veröffentlichung dieses Kreisschreibens (13. April
sah sich das Bundesamt veranlaßt, ‚„die Weisungen betreffend die

Schwestern religiöser Gemeinschaften überprüfen. Durch die Direk.  2  S
tion des Schweiz. Caritasverbandes wurde eine Versammlung ach Luzern
auf den DL April 1950 einberufen, die üunsche einer allfälligen Neu  E
regelung VO seiten der interessierten Kreise erfahren.‘‘®2

Bei dieser Versammlung®® verlas der unermüdliche P. Arnold eın län.:  E
Votum®* über ‚„die AHV-Gesetzgebung un die Beitragspflicht der

Schwesternschaften ohne Gelübde“‘; CS gipfelte 1n der Forderung: C585 sol.  Z
len “AaUCch jene religiösen Verbände, die sich ohne öffentliche Gelübdez
ablegung rechtlich faßbar Zur Woohn: und Erwerbsgemeinschaft, resSp PCTI:  Z
sönlicher Erwerbslosigkeit verpflichten, 1m Sinne der AHV-Gesetzgebung
den Gruppen der Nichterwerbstätigen zugezählt werden.‘‘ Das achkunz
dige Gutachten fand die Zustimmung®> der interessierten Kreise® und
wurde vollinhaltlich 1Ns Protokaoall der Sitzung aufgenommen ; darauf 4
stutzt richtete Caritasdirektor Dr Crivelli 23 Mai 1950 en entspre  Z
chendes Gesuch das Bundesamt.®“ Es nahm, W1€e 15. Juni 1950
meldete, ‚„ VON den Ausführungen des Gesuches gebührend Kkenntnis un
versicherte, dafß die aufgeworfenen Fragen gegenwartig eingehend geprüft

Hinder-10)0808 eir für ese der durchschnittliche Jahresbeitrag 60 Franken
INnann 96.

3.2.  —
Die Versammlung fand 14.30 Uhr 1M Union, Luzern un wurde VO  }
H; H. Dr.Crivelli. chweiz. Caritaszentrale einberufen. SE k ußbaumer 32 1.

5 A S1e Beilage
Die meilisten Vertreter außerten sich a.  M, da sich die zentrale Abrechnung In inrer
Gemeinschait gut Dewaäahrt habe, jedoch STO. die Angestelltenfirage auf Schwierigkei-
ten, die weltlichen Angestellten der verschliedenen wel.  auser großem Wechsel
unterworien seien. 3, 3 5 Ya y
ach der Präsenzliste 1mM ganzen 51 anwesend, davon ler Weltpriester, 18 OT=-
densmänner, 2 Ordensirauen un! ler alen. S: SEL E n} Unsere Provinz War Velr-
tLreten UrCc. Dr. Arnold ußbaumer, Provinzial, und Sebastian er, Provınz-
öOkonom. Die AH  < War verireten Urc. Dr. Karl Achermann un! Schaf{roth,
el Beamte des Bun Iüur Ozlalversicherun. ın Bern, un! ermann Buüchel,
Vorsteher-Stellvertreter der Ausgleichskasse des Kantons Luzern,

Dbeireifend57 M AA  O In diesem chreiben, ‚AHV-Gesetzgebung un Beitragspflicht der
Mitglieder religiöser Gemeinschaite  66 unterbreitet die Schwelizerische Carıtas-Zentrale
dem Bundesamt den VO. der Konferenz einstimmig gewunschten Vorschlag + mOge
eine Anderung der Auslegung des Begri1ififes der Nnichterwerbstätigen chwestern nach

bs. 3 der Vollzugsverordnung ZU. Bundesgesetz ber die Alters- un! -Aınfier-
lassenenversicherung prüfen, und ZWaT iın dem Sinne, dalß das begriffliche Element
‚„„des Oifentlichen evangelischen elübdes‘‘“, als W esensmerkmal AuSs der Definition des
egr1ifes ‚UOrde: un! Kongregationen 1mM Sinne der AHV-Gesetzgebung ausscheide.‘‘
Zur Begründung des Vorschlages werden elf rgumente vorgelegt; sie sind /AGE größten
'Teil dem ausiührlichen des Arnold. Nußbaumer, Provinzial, entnommen.
1e Anm. 04

100



werden.‘‘98 Schon Juni 1950 übersandte das Bundesamt dem Schweiz
zerischen Caritasverband den Entwurf für e1n revidiertes Kreisz
schreiben (KS Nr 24a) ZUTr Prüfung und Vernehmlassung. Aus dem lextz
entwurf ergibt sich die Absicht der leitenden Stellen des Bundesamtes,
„den Begriff der nichterwerbstätigen Mitglieder religiöser Gemeinschaften
weliter fassen. Danach dürfte C' NU geSs  e se1n, uch jene religiösen
Verbände der katholischen Kirche, die sich ohne Öffentliche Gelübdeab-
legung rechtlich faßbar ZAAE Wohn un: rwerbsgemeinschaft, DCI
sönlichen Erwerbslosigkeit verpflichten, gemäfß AHV-Vollzugsverordnung
Art. 27 S, ZUT ruppe der Nichterwerbstätigen -ählen.‘®?

Nun glaubte Man, das iel erreicht haben och nein! Denn
diesen Entwurf des Kreisschreibens Nr 24a erhoben die Diakonissen
Einspruch. Es se1 „unwürdig, Wenn Diakonissen in die Klasse V  -

Nichterwerbstätigen eingereiht werden.‘‘ Ferner sind s1e dagegen, 39
7WwWe] Klassen VO  } Rentenbezügern der AH  A 1n den betreffenden Orgaz
nısat1ıonen geschaffen werden: solche die weniger un solche die mehr
beziehen.6”7()

Zwei Tage nach dieser Mitteilung VO Juni 1950 erging die Finz
Jadung einer Sitzung 1n Bern den J 1950 1m Konferenzzimmer
für Sozialversicherung: die Tagung sollte eliner offenen Aussprache Z7W1z
schen den Vertretern der Diakonissenhäuser un den katholischen
Schwesternschaften dienen. ‘1 Der Standpunkt, den die Diakonissen
vertraten, WarTr folgender: Bei ihren häufigen Austritten haben die Mitglie-
der Uun:! ihre Mutterhäuser e1n Interesse daran, den austretenden
Schwestern einNne möglichst hohe Altersrente gesichert se1 Die Freiheit des
Austrittes werde ın ihrer UOrganisation schr nachdrücklich hervorgehoben,
gleichsam heilig sehalten, uch 1m Hinblick darauf, dafß der Ehestand
dem zölibatären Leben vorangehe un sich den Vorzug verdiene. In
den analogen Verbänden der katholischen Kirche hingegen se1 die Binz
dung Gott und die religiöse Vereinigung auf Lebensdauer Grundsatz,
Ideal un: e1m Eintritt der einzelnen Voraussetzung.

Auf diesen bedeutsamen Unterschied 7zwischen den Diakonissen und
den analogen katholischen Schwesterngemeinschaften wl1es P. Arnold hin
und sprach die Meinung au  7 > m sollte sich e1in geme1insamer, recht:
licher Weg finden lassen, auf welchem, entsprechend der teilweise AU S

einandergehenden weltanschaulichen Grundhaltung der beiden Verbands-z

M 559  C
M 3.4 Die Stelle ist ıtiert aus einem T1e des Dr. Crivelli VO. 28, Juni 1950.

.0  S Der Entwurifi Zu bezeichnet uch die Mitglieder der Diakonissen-
anstalten als Nichterwerbstätige, sSowelt s1e nNn1iC 1M Dienste Dritter stehen.

i1 8  o Die Einladung erging VO.  g Dr. Crivelli, 1rTektior der Schweizerischen Caritas-
entirale „HMerrn Dr. Karl Eberle, Präsident des Kath. Administrationsrates des Kan-
LONS en 1n en; Herrn Ständerat Dr. G. Egli, Luzern; Dr uchs,
Schweiz. Kath. Anstaltenverband, Zug; Herrn Dr. Theo ingler, Ooßau; Herrn Dr. KOT-
NEeT, Luzern; P. Arnold ußbaumer, Provinzial, Luzern.‘‘
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arten, die katholischen Gemeinschaften erhalten können, WdS VO:  e} ihnen
erstrebt wird, die Diakonissenverbände ber nicht dem verpflichtet WeEeT:
den, WAas ihnen nicht sympathisch ist  et W

Auf diese Erklärung hin stellte se1n Nachbar, en katholischer Konz
ferenzteilnehmer un: Ständerat, den behaupteten Unterschied zwischen
den Diakonissen un:! den katholischen Schwesternschaften (z der
St Anna-Schwestern) kurzweg 1n Abrede:;: e bestehe zwischen den bei  2
den Schwesternschaften Olle Gleichheit. 1ne Lösung der aufgeworfenen
Frage, Überbrückung der verschieden gerichteten Bestrebungen der pPro  Z
testantischen Diakonissen un: katholischen Schwesternschaften, wurde

Juli 1950 1n Bern nicht gefunden.“®
Die nämlichen Konferenzteilnehmer wurden bereits Juli 1950
einer CUCIMN Sitzung auf den Juli 1950 nach Bern berufen, diesmal

1Ns Diakonissenhaus.‘* Die Besprechungen ergaben jetz die Zustimmung
der Diakonissenhäuser Z Entwurf des Nr. 24a, jedoch ‚unter dem
Vorbehalt, daß die Gesamtsumme der für die erwerbstätigen un die
nichterwerbstätigen Mitglieder religiöser Gemeinschaften entrichteten Beiz
trage auf alle Mitglieder gleichmäßig verteilt werde, jedem Mitglied
die gleichen Beiträge auf das individuelle Beitragskonto utge  Z
geschrieben werden könnten.‘‘> Es wurde NU eine Kommission beaufz
tragt, 1 diesem Sinne auf dem Bundesamt vorzusprechen.

Schon andern Tags sandte Caritasdirektor Dr Crivelli den interessierz
ten katholischen Genossenschaften uohnue Gelübde ‚„die freudige ittei:
lung, daß bei der Sitzung V Juli 1950 möglich WAaTrT, mit den Dia-
konissenhäusern auf rund des Kreisschreibens Nr 241 e1ine Einigung
erzielen.“‘ Diese katholischen Genossenschaften sind:

Missionshaus Bethlehem, Immensee
Missionshaus Werthenstein
Mutterhaus Liebfrauenhof, Zug
Pallottinerkolleg Goßau
Seraphisches Liebeswerk, Solothurn
St. Anna-Schwestern, Luzern
St Katharina-Schwestern, Basel
St. Peter Claver-Sodalität, Zug“®

Tatsächlich War aber Juli 1950 die Lösung des Problems noch
nicht gefunden worden;: der aus dem Diakonissenhaus dem Bundesamt
überbrachte Vorschlag erreichte nicht das Wohlgefallen des Gesetzgebers.

3.4.  — Beilage 10. 73 ußbaumer 30
{4 Die EKinladung erIo. wiederum UrCc. den unermüuüdlichen Tektior der chweiz. Ca-

ritas-Zentrale, Dr. Crivelli. Das Diakonissenhaus, die Konferenz 17. Juli 1950
14.00 Uhr agte, eiinde sich der Schänzlistraße 43 ın Bern.

3.4.7.
.6 M 3.4.4.
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Es schwere Bedenken rechtlicher Natur, die das Bundesamt hin:  2
derten, den Antrag der Diakonissen gutzuheißen. In einer Zuschrift VO

Oktober 1950 begründete sSe1INe ablehnende Haltung mit dem Hinz
WwWe1s auf das Gesetz: „Die Verwirklichung des erwähnten Vorschlages
würde sicher den besonderen Verhältnissen der religiösen Gemeinschaften
weitgehend entsprechen. Er 1Läß+t sich jedoch nicht durchführen, weil die
gesetzliche Grundlage fehl  e Es käme nämlich darauf hinaus, daß die CI

werbstätigen Mitglieder religiöser Gemeinschaften freiwillig auf einen Teil
der für Ss1e bezahlten Beiträge verzichten würden un: den nichterwerbs-
tatigen Mitgliedern gutschreiben ließen. Dies ist ach em Gesetz nicht
zulässig un: würde VO  - den rechtsprechenden Instanzen in keinem

LL77geschützt.
Im gleichen Schreiben schlug das Bundesamt als Lösungsversuch

Vi 1e Mitglieder der Diakonissenhäuser un der analogen katholischen
Genossenschaften

gelten als erwerbstätig, wWen S1e 1m Mutterhaus der einem seiner
eigenen Häuser tatıg sind;:

11 wird aber 1n diesem Falle durch das Gesetz eın Naturallohnansatz
Von bloß 0.—» Grunde gelegt, dafß, Ww1e bei den Nichtz
erwerbstätigen NUT e1in Versicherungsbetrag VO Fr DIo Jahr
und Person bezahlen ist:;

111 dabei wird den Gemeinschaften der Nachweis eines höheren Natural-
lohnes offen bleiben. SO hätten die Diakonissenanstalten die Mög-
lichkeit, für ihre Mitglieder auf dem gleichen Naturallohn w1e bisher
diie Beiträge entrichten. ®

amit War der gemeinsame Rechtsweg gefunden, auf welchem die Mitz
glieder der Diakonissenanstalten W12 der katholischen Gemeinschaften
WEeNN auch mit umgekehrten orzeichen das erhalten können, Was sie
wünschen, un nichts verpflichtet werden, ihnen nicht genehm ist.

(Gestützt auf die eingeforderten un eingegangenen Berichte der inter-z
essierter: katholischen Gemeinschaften hne Gelübde, konnte Caritasz
Direktor Dr Crivelli Uunter dem November 1950 das Bundesamt
melden, dafß S1e alle zZzu ext des Kreisschreibens Nr 747 freudig
zustimmen ; jedoch unter Voraussetzung der vorgeschlagenen Ergänzung:

99  've Mitglieder religiöser Gemeinschaften, ®® SOWelt s1e 1n eigenen Häuz
SCTT (also nicht für Dritte) tatıg sind, ist ein Naturallohnansatz VO  -
Fr. 300.— Jahr Grunde legen. 8

47 347 Das Schreiben Wäar die Konferenz gerichtet.
nNnm. Aus diesem Lösungsversuch Tsieht INan, wie wohlwollend und VeTr-

ständnisvoll das Bundesamt den VOr.  en TOoOblemen entgegenkam.
Der Text vermeidet S1C.  ch den SdTUC. 9  rden un! Kongregationen‘“‘, un! nn
1Ur Angehörige VO. religiösen Gemeinschaifiten mit Gelübde un solche hne Gelübde.
em der Naturallohnansatz VO.:  _ 300 Fr. Te zugrunde gelegt wird, fand manı
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Das endgültige Kreisschreiben Nr 244 tragt das Datum VO): 28 Dezemz
ber 1950 81 Seine einschlägigen Bestimmungen lauten

„Folgende Mitglieder religiöser Gemeinschaften gelten als Nichterz
werbstätige

Die Mitglieder, die infolge Krankheit Uun:! Alter auf unbestimmte
eit Aaus dem Arbeitsprozefß ausgeschieden sind
Die Novizen, Kandidatinnen der Mitglieder, die e1INeE Lehre aAb
solvieren (z als Krankenschwester) Dies 1STt auch der Fall WenNnn
S1IC bei Dritten atıg sind Uun: e1InNn Barlohn ausgerichtet wird; Ja
schengeld bis Z Betrag VO  - zehn Franken gilt nicht als Barz
lohn (vgl Nr 20, Abschnitt H, Abs 5)
Die Mitglieder religiöser Orden un Kongregationen SOWEeIlT S1IC
nicht Dienste C1NCS Dritten stehen, der ihnen dem Kloster der
dem Mutterhaus e1iNe Bar-z oder Naturalentschädigung gewährt
HVV 27 Abs

11 Unter religiösen Orden und Kongregationen sind Einrichtungen der
katholischen Kirche verstehen denen sich Männer oder Frauen
zusammenschließen, die freiwillig un: Offentlich die sogenannten
evangelischen Gelübde ablegen Schwestern religiöser Kongregationen
und Orden, die Mutterhaus un dessen , CNCNH Betrieben tatıg
sind gelten SOmM1 Nichterwerbstätige Religiöse Gemeinschaften
deren Mitglieder die evangelischen Gelübde überhaupt nicht der
DUr priıvat ablegen sind weder Orden och Kongregationen Ihre
Mitglieder gehören daher, auch WeNnNn S1EC Mutterhaus oder dessen

Betrieben tatıg sind den Erwerbstätigen SOWEeItTt nicht die
Voraussetzungen gemäf5 7 iffer un ben erfüllt sind 82 Für
Mitglieder die Mutterhaus oder dessen CISCNCN Betrieben alig
sind 1st PTrO Mitglied ein Naturallohn VO  - Fr 300.— Jahr

Somit 1St durch eiNe salomonischen UrzAbrechnung bringen
teilsspruch auch den religiösen Gemeinschaften hne Gelübde der
Mindestbeitrag die AH  A zugesichert 83

iesen Abschnitt könnte INnNan eln Beispiel ökumenischer Arbeit nNneNNeN
Katholische und protestantische religiöse Gemeinschaften standen e1in:

trächtig ZUSAMMECN, anerkannten die besonderen Verhältnisse der VerT:
schiedenen Konfessionen unterstutzten sich un: einigten sich auf dieselbe

glücklich den Weg ZU. Mindestbeitrag uch für Jene, die als erwerbsuntätis gel-
ten wollten Denn eiım Lohnansatz VO.:  5 300 Fr Jahr ist der jäahrliche Beltrag
die AHV uch 12 Fr 3.4.11
M 3.4.12

52 In diesem Abschnitt enitsprechen die Begriffserklärungen Der en und religlöse Ge-
meinschaifiten der katholischen Auffassung Begrei  C enn S1e tutzen sich auf
die verschiedenen oten, die Arnold 1ın dieser Angelegenheit bgegeben hat
ese Bestimmun (9)ee1088 den Wunschen der Diakonissen en 1e. Anm 30
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Formel. Wenn auch die weltanschaulichen Gesichtspunkte nicht berührt
wurden, wWAar doch dieses Zusammenhelfen mehr als NULXr sachliche Duld;
samkeit, War geiragen VO Sökumenischen eist

e1itr1 der Kapuzinermissionäre Zur

Die Altersversicherung erstreckt S1C.  h mit obligatorischer Wirkung auf alle
Menschen, die ın der Schweiz ihren zivilrechtlichen Wohnsitz begründet
haben, seien s1e Schweizerbürger, selen S1e usländer. Den Schweizern,
die sich 1m Ausland niedergelassen, keine Pflicht auferlegt, sich der
Versicherung anzuschließen. Es stand ihnen 1aber der Beitritt ZUrLK freiwil-
ligen Versicherung offen, die 1n enf ihren Sitz hat Zu diesem Zwekz
ke hatten s1€e dem zuständigen Konsulate ihres ausländischen Wohn:
S1tzes e1ine schriftliche Beitrittserklärung abzugeben, un ZWar spatestens
bis zLEN . Dezember 194985

In diesem Stichjahr lebten 1n uUuNnseTCIl afrikanischen Missionen Pa-z
tres und 4.7 Brüder.9® Für S1€ wurde die Anmeldung die freiwillige
Versicherung unterlassen. Die Provinzleitung wußlite ZWAar die Mög-
lichkeit des freiwilligen E1TF1EtEeS Uun: hatte sich darüber sowohl e1m Bunz

Dieser Abschnitt beruht ZU) Te1il autf mündlichen Uun! schriftliche: Mitteilungen
VO P. Sebastian uber, Provinzökonom; dessen zielsichern Initiative ist die glückliche
und rasche Lösung dieser etr. Auslandschweizer verdanken.
HVG Art.2, DsSs. 1 SM hos) Ausland niedergelassene Schweizerbürger, die n1ic gemä:
Y versichert sind, onnen sich nach Maßgabe dieses esetizes versichern, sofern
Sie das 30.  ltersjahr och: N1C. zurückgelegt en. Das gleiche ec StTeEe. beim In-
kra  Te dieses Gesetizes uch denjenigen Auslandschweizern die diesem Ze1lt-
pUun. das ltersjahr zurückgelegt Auslandschweizer, die beim Inkraifititreie:
des Gesetzes das 65.  ltersjah: zurückgelegt en, der innert sechs Monaten ach
em Inkraittretiten zurücklege werden, können indessen der Versicherung n1iC. menr
freiwillig beitreten.'

Art. 9, Abs. 1, und „Auslandschweizer, die 1mM 1917 der früher geboren
un nNn1C. emäa. Art. 1, Abs. 1, des undesgesetzes versichert sind, bis spätestens
Dezember 1948 den elitr! ZU freiwilligen Versicherung SC  ich erklären, —_

SONS S1e des Rechtes autf freiwl Versicherung verlustig en
Auslandschwelilzer, die im TE 19138 der spater geboren sind, en späatestens DIS

Ende des Jahres, ın welichem sie das 30.  ltersjahr vollenden, den 7 A frei-
willıgen Versicherung SCHNT1  ich erklären, ansonst sS1e des Rechtes auf freiwilli.
Versicherung verlustig e  en

Schweizerbürger, die aus der obligatorischen Versicherung ausscheiden, en die
Ireiwillige Fortführung der Versicherung innert sechs Monaten nach Wegfall der Vor-
aussetzungen für die obligatorische Versicherung anzumelden, ansonst sie des Rechtes
autf Ireiw: Versicherung verlustig ehen.  06
1e Catalogus OFMCap. Provincis Helvetica 949/50.
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desamt als auch bei der Ausgleichskasse des Kantons Luzern erkundigt.8*
Der damalige Provinzökonom W olfrid erklärte aber Novem-s
ber 1948 der kantonalen Ausgleichskasse 1ın Luzern urz uUun: bündig:
„ Wir haben nicht 1m Sinne, die Missionäre in die freiwillige Versiche:
rungs autfzunehmen.‘88 1e Gründe dieser Einstellung sind Au den
Akten nicht ersichtlich. Wer ber Wolfrid gekannt hat, weiß gut,
da{fß STETS das Ideal der franziskanischen Armut 3ußerst besorgt
WAar. chtSO verstrich die Anmeldungsfrist unbenützt, un! damit fiel das Re
Zu Beitritt 1n die freiwillige Versicherung dahin Erst 1mM Jahr 1960
bot sich wieder eine NCUEC Gelegenheit, als die Invaliden-Versicherung
(IV) eingeführt Uun: mit der AH verbunden wurde. Hierüber wurde
dem Provinzialat VO' Bundesamt folgendes mitgeteilt: „1m Hinblick auf
die Einführung der haben chweizer 1m Ausland das Recht, der
freiwilligen Versicherung beizutreten . Der Beitritt MUu: spatestens bis
31 Dezember 1960 erklärt werden, un ZWAaLr bei der zuständigen schweiz
zerischen Auslandvertretung.‘8 Sebastian, damals Provinz-ÖOkonom,
glaubte, diese Gelegenheit nicht mehr verpaßit werden dürfe, zumal
‚ wiG VO  ; mafßgebender Seite die Erklärung erhalten hatte, eine Altersrente
se1l nicht die AÄArmut un dürfe W1€ e1in anderes Almosen aNnsSc
NOHN1LMeEN werden.

Da die Verhandlungen mit verschiedenen Schweizervertretungen 1mM
Ausland die Sache sehr erschwert hätten, sprach Sebastian Einverz
ständnis mit Provinzial bei der schweizerischen Ausgleichskasse ın
enf VOTLT (1 Februar Es gelang ihm, die zuständige Amtsstelle

überzeugen, dafß die Ausland-Kapuziner besten WwW1e alle anderen
Kapuziner bei der Ausgleichskasse des Kantons Luzern angemeldet
den Er wandte sich also diese Ausgleichskasse mit Berufung auft die
Stellungnahme Ol enf Es folgten Verhandlungen zwischen der AÄusz

194 und 21
1000

Die einschlägige Stelle lautet vollständig „1m ın  1icC auf die Einführung der IV ha-
ben Schweizer 1 Ausland, die das 40.  ltersjah: Dereits zurückgelegt en un die
och rentenbildende elirage entrichten können, das ec. der Ireiwilligen ersiche-
rung Deizutreten. Es eirl.: dies Männer, die ach dem November 1895 und Frauen,
die ach dem November 1897 geboren sSind.“

Der elr MU. spätestens Dis Dezember 1960 erklärt werden und ird VO
Januar 1960 wirksam.

Bisher Nn1ıC versicherte Auslandschweizer, die der freiwilligen Versicherung beizu-
treten wünschen, IUr ihre nmeldun das vorgedruckte Beitrittsiformular be-
nutzen; dieses Formular ann kostenlos Del der nächsten schweizerischen uslandver-
retiung (Botschaft, Gesandtschaf{t, Konsulat) der Del der Schweizerischen Ausgleichs-
asse ın Genf, TU de Päquis J2, bezogen werden.

Die Beitrittserklärung ist beli der ZUustia  en schweizerischen Auslandsvertretung, 1n
deren Konsularbezirk der Antragsteller WO.  NT, einzureichen. Bei Nichteinhaltung der
ben erwähnten, außerordentlichen nmeldefirist Dezember 1960 für Jäh-
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gleichskasse des Kantons Luzern und dem Bundesamt.%® Der Juni
1960 brachte dem Provinzialat VONn der Ausgleichskasse des Kantons Lu:
ZEeTI die Mitteilung: ‚Soeben ist VO Bundesamt für Sozialversicherung
die Stellungnahme ZUr Erfassung der Missionäre eingegangen, die WIr aus:

zugsweilse w1€ folgt wiedergeben: ‚Wir möchten zunächst bemerken, da{(ß
schweizerische Mitglieder VOoOnNn Ordensgemeinschaften, die als Missionäre

Ausland tatig sind un sich 1n ordenseigenen Anstalten aufhalten, als
Nichterwerbstätige gelten Bei Erfüllung der gesetzlich umschriebenen
Erfordernisse können s1€e der freiwilligen Versicherung V  - Auslands
schweizern beitreten un: waäaren der Schweizerischen Ausgleichskasse der
AHV 1n enf£ anzuschließen. Indessen gestatten WIr Ihnen 1mM Hinblick
auf die vorliegende besondere Sachlage, da{fß gestutzt auf 118, bs. 4
AHV V1 für die in rage stehenden schweizerischen Kapuzinermissionare
durch das Provinzialat 1ın Luzern mi1t Ihrer Ausgleichskasse die eitrage
abgerechnet werden. In diesem Falle würden einer Einforderung der Beiz
trage ab Januar 1955 VO der Ordensgesellschaft ın Luzern keine Des
denken entgegenstehen‘.‘®  2

Der Übermittler dieser Botschaft, Herr Johann Büchel—Lüdi 92—
der STETS wohlwollende Vorsteher-Stellvertreter der Luzerner AÄus-z

gleichskasse, fügte dem amtlichen Bericht noch die freundlichen Worte
hinzu: „Es freut uns außerordentlich, dafß auch eine auf fünf Jahre I'Ü.Ck9
wirkende Unterstellung gestattet wurde, Was sich auf alle Versicherten,
und insbesondere auf die, welche bald Zu Rentenbezug kommen, VOIz

teilhaft auswirken WIr
amı WAarTr die Sache auf die einfachste Weise entschieden. uch die

Ausland-Kapuziner sind jetz der Ausgleichskasse des Kantons Luzern
angeschlossen, alle Schweizer-Kapuziner gleichgestellt sind mit
Ausnahme VO sieben Mitbrüdern, die 1M Jahre 1960 schon das Rentenz
alter erreicht hatten.?® Sollte einer VO.  »3 ihnen 1n die Heimat zurückkehren,

rige, Ausland ansässige chweizer das ecl. ZU. eltrı ZUr freiwillige. Versiche-
rTung dahin.“* 4.10.
Einen 1n in die verschiedenen Verhandlungen gewährt der wohlwollende TIE
der Ausgleichskasse des Kantons uUuzern VO Maı 1960. 4.11 1e Beilage 11

Art. 118, bs. 4 lautet BÜr nichterwerbstätige Insassen VO.  - Anstalten un! IUr nicht-
erwerbstätige Angehörige religiöser Gemeinschaifiten kann das undesam für Sozialver-
sicherung den Beitragsbezug UrTrC. die Ausgleichskasse des Kantfons vorschreiben, in
welchem die Anstalt 1e. Dzw. ihren 5117 Diese Fassung ema. Bundesratsbeschluß
VO: 0. April 1951; 1n Ta (rückwirkend) se1it Januar 1951 Die ursprüngliche Fas-
SUnNn, desselben Art. 118 autete „Uber die Kassenzugehörigkeit Nnichterwerbstätiger An-
gehöriger religiöser der Kongregationen ann das undesam für Sozialver-
sicherung abweilc.  nde Vorschrifiten erlassen.‘‘

4.11.
Das Orientierungsblatt des Bundesa  es Januar estimm(itÄe, daß der ireiw.
eltr! ZUTC AHV 1U jenen Auslandschweizern zugestanden werde, die nach dem No-
vember 1897 geboren sind. Nun kann je anhand des Provinzkataloges achprüfen,
weilche sieben Missionäre nIiolge des Alters Nn1C. mehr der Deitreten konnten.
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wird diesen Mutltter Helvetia die Übergangsrente anstandslos gewähren.**
P dem Anschlufß uNnsSsSeTeTr Missionäre die AH  —E ist e1Nn langer Weg

abgeschlossen (2 Juni Er begann, als Arnold Bundeshaus
sein Anliegen vorlegte un begründete (19 November Das End
ergebnis ist ‚;olle Einheit: das Provinzialat in Luzern verwaltet die AHV.
Angelegenheit für alle Brüder und Schwestern, die seiner Oberleitung
unterstehen: für 1e Kapuziner und Kapuzinerinnen, für jene, die ın der
Schweiz un Ausland wirken. ber S1e alle wacht un SOTrgt derselbe
Ordensobere, dessen Befehlsmacht s1e sich in Freiheit überantwortet
haben

Papst Johannes 8S—6  9 dessen väterliche Menschenliebe alle
Länder ohne Unterschied umfaßte, lenkte In seinem erühmten und-
schreiben „Mater et Magistra” die Aufmerksamkeit aller ‚auf
en wichtiges Gebot der sozialen Gerechtigkeit”. Klar un: bestimmt mahnt
$ M „Der soziale Fortschritt mu dem wirtschaftlichen Fortschritt enftz
sprechen un folgen, un ZWar 1n der Weise, da{fß alle Bevölkerungskreise
geziemenden Anteil den wachsenden Reichtümern der Nation erhal:  Z  Z
ten.‘‘920 Diesem päpstlichen Mahnruf entspricht große Werk, das
uNnser Schweizervolk 1n der AH  < Hilfe der Greise geschaffen hat:
ein gemeinnutziges Werk der Bruderliebe,?“ dem alle helfend der
empfangend beteiligt sind, se1 K als Beitragspflichtige, se1 als Bezugsbe-
rechtigte; ein treueidgenössisches Zusammenwirken un: Zusammenstehen
aller: der Versicherten, der Arbeitgeber, des Bundes, der Kantone un: der
Gemeinden.

Die bergangsrente ird en chweizern gewährt, die in der Schweiz Ten zivil-
rec.  iıchen ONNS1iLZ en. HVG Art. 1, Abs. 1; vgl. Schmi 63.
cta A. Sedis 53 (1961) 401—461; nalectia ap (1961) 2253—268

eti 1stra, AAS l.c. p. 419. ach der eutschen amtlichen Übersetzung S
Der lateinische riginaltext, der den. edanken klarer und kräftiger wledergibt, lautet
„Opportunum ducimus de gravissimo us  1 sOcilalis Tra2ceptio admonere, quod
nominatim poscit, ut rel C0@2CONOMICA incrementa SCINDELI rel Ssoclalls incrementa r  s
mul adiungantur S1IMU. accommodentur; ita quldem, ut auctia divitiarum copla in
republica DTOTSUS cC1vium Ordines &XYUa perciplant emolumenta.**
Es annn n1C. geleugnet werden, daß uch diesem en Werk, wıie einem mensch-
ichen 1'un el  S  en ist, gewisse ängel vorgeworfen worden Sind, Zz. B. eine gewisse Ge-
fahr der Sozialisierung des Staates; Zzu intime Einblicke des Staates Privatange-
legenheiten: Gefährdung der Sparsamkei und der Vorsorge für die Tage; Gefanhr
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Wenn Provinz durch den Machtspruch des Gesetzes auch
diesem Werk herangezogen worden 1Sst, haben WIr Kapuziner EefW.
VO  3 einem hohen Ideal nicht ohne Herzeleid opfern mussen. och der
Schmerz wird durch den trostvollen Gedanken gelindert, O  D

natlichen Leistungen Beitrage sind e1n edles, echt christliches Werk der
helfenden Liebe.%8 Und die monatlichen Anteile, die ehrwürdigen
greisen Mitbrüder erhalten, wollen WI1r dankbar entgegennehmen als Ga
ben der göttlichen Vorsehung, dargereicht durch and des Schweizerz
volkes.

ZUTLC Vernachlässigung der privaten Wohltätigkeit; VO. Sprechern der Katholisch-Kon-
servativen Partel wurde u. a. bedauert, daß Nn1C. der Familienschutz gleichzeitig auf der
ganzen Linie mit der Altersversicherun verwirklicht wurde. Das einige n1C.

verac.  nd: Grunde, uch VO:  } katholischen Führern die Vorlage ekämp.
wurde.
Man lese die schöne Einleitung, die Nationalra Philipp chmid-Ruedin, ein mutli-
gerT, überzeugter Kämpfer für die AHV seinem Wegweiser un! Merkbüchlein
der AH  A geschrieben hat. Wir können n1CcC. enthalten, den Schlußsatz hier WwWOTrt-
lich anzufiühren: „ Es wlderspraäche dem tieferen Sinn UuUNnseTer idgenossenschaf{ft,

en un!: uch die mM1ittellosen iliwen un! Waisen Not leiden mußten.
Der muß dem chwachen helfen. Der aa muß Vorsorge reffen, die Lage
dieser Volksschichten verbessern und Dies ist UrCc. die Schaffung der
AHV geschehen.“‘ Schmid Vgl. die überzeugende Verteidigung VO.  3 Dr. Hermann MAatiz-
ler 1N ! onats Rosen, des Schweizerischen Studentenvereins NE:1. 2 und (Ok-
tober/November
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Beilage
Bern, 19 November 1947 Memorandum des TNO. Nußbaumer OFM
Cap: Provinzvi  5 das dem Bundespräsidenten Philipp Etter überreichte an
läßlich Audienz Bundeshaus. Darin beleuchtet die rechtlichen Ber
ziehungen der Schweiz. Kapuzinerprovinz bezug auf die AHV, die Gedan”*
ken sechs Fragen gruppierend.
ext 5 f Authentische Abschrift PAL Sch 1/12

Das Bundesgesetz ber die Alters:  Z  Z Uun: Hinterlassenenversicherung
das Januar 1948 Kraft Ir1tt hat auch für unseTre Ordens:  Z  Z

PTOVINZ Auswirkungen In Kraft un ach Norm dieses (sesetzes
sind „alle natürlichen Personen, die der Schweiz ihren zivilrechtlichen
Wohnsitz haben‘“ versichert (Art Abs la) damit offenbar auch unNnsere

der Schweiz AaNSaSS1ScCh Ordensmitglieder
Es scheint daß VO (sesetz Abs 1c) sinngemäß WeNN auch

wohl nicht dem Wortlaut ach ebenfalls JeN«C Provinzmitglieder ertafßt
werden können, welche organisatorischen Zusammenhang mi1t der
schweizerischen Provinzleitung als Auslandsmissionäre (Apostolisches Vi.
kariat Dar Salaam Tanganyika Territory, East Africa:;: istum Port
Victoria, Seychelles-Inseln Diözese Beira-Quelimane, portugiesisch-Mo-
cambique; Apostolisches Vikariat Caqueta-Ptumyvo, Kolumbien) alg
S11 die Provinzangehörigen, die studienhalber Ausland (Rom
Un London) wohnen der der römischen Zentralleitung des Or
dens ein Amt versehen (zwei Patres un! sechs Brüder)

Der Provinz stellen sich u £einNne Reihe Von Fragen, welche consilii PC
tendi graftia November 1947 kompetentester Stelle des Bunz
deshauses vorgelegt wurden Der Gesetzestext allein gibt uns eben nicht
ber alle Punkte eindeutigen Aufschlufs Dies hauptsächlich auch des  C
halb weil UuNSCIC Ordensorganisation C1MN Gebilde 1st das einerse1ts tAtz
sächlich C1N SCHAU geformtes Eigenleben führt anderseits 1aber VO: der
bürgerlichen Gesetzgebung und ihrer Terminologie nicht erfaßt werden
kann, deshalb zivilrechtlich auch nicht gekannt wird

Kirchenrechtlich W1C NSeTr Orden überhaupt auch unNnseTre Ordens:  D  Z
PTOVINZ eigentumsunfähig Das gilt natürlich auch VO.  ; jedem einzelnen
Ordensmitglied das weil eigentumsunfähig folgerichtig auch
fähig 1St e1iNer rechtlichen, vertraglichen Lohnforderung, ebenso

arbeitslosen Einkommen aus Güterbesitz
Aus dieser Sachlage können für den Ordensmann Gewissenskonflikte

entstehen, WEeENN Forderungen und Befugnisse des zivilen Rechtes, wel-
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che die Eigentums  Z  Z und Erwerbsfähigkeit materiellem Besitz VOTAauUusSz

seizen, 1n den Bereich der Ordensobservanz hineinreichen. [Dies ist NU:  -

auch beim NEeUEC Bundesgesetz der Fall, das eine Besitzz un: Frwerbse
unfähigkeit aus religiösen, d. h.ordensrechtlichen Gründen nicht kennt:
daraus ergibt sich für uns die Notwendigkeit, einen gangbaren Weg
suchen, auf dem diese Spannungen irgendwie durch die rechtliche An
PaSSsuNg unNnsSsSeTICS5 kanonischen Rechtslebens die Normen un: Fordez
rungen des zivilen Gesetzes überbrückt un überwunden werden können.

Aus ähnlichen Überlegungen heraus hat sich uUuNnsSseTE Ordensprovinz
schon VOT Jahren pTO foro civili e1In zivilrechtliches atır CC
ben; die zivile Rechtsperson, welche unter dem Namen ‚„ Verein
Schweizerische Kapuzinerprovinz“ förmlich entstanden ist, deckt sich INd:

terjell weitgehendst mit der Kapuzinerprovinz als kanonischem Rechtsz
gebilde, ist aber formell mit derselben nicht identisch. Auf der Basis die  C
SCS zivilrechtlichen Vereins können WITr uns den Forderungen des Ge
setzes 1n etwa aNDaASSCH, hne dafß WI1r den Standpunkt uns Ordens-
satzungen aufgeben.

1ne€e gewisse innere Zwiespältigkeit bleibt allerdings bestehen, ist aber
e1m heutigen Dualismus des kirchlichen un: bürgerlichen Rechtslebens
leider unvermeidlich. Es liegt auf der Hand, da{fß auch innerhalb
TLr Ordensprovinz das grandiose Versicherungswerk, welches die AH  Z
darstellt, Bewunderung findet, sSsoweılt dadurch vielgestaltiger Not un
Beunruhigung 1n den aTrTInecI) Volksschichten tunlichst gesteuer wird
TIrotzdem ware CS der Provinzleitung angenehm SCWESCH, wWenn ihre Orz
densmitglieder davon nicht erfaßt worden waren. Nicht eIwa, weil die
Rentenbezüge nicht auch VO uns als fühlbare un wünschbare Frleich-
erung empfunden werden, auch nicht, weil WIFr uns der Beitragsleistun-
SCH aus U: Almosen das große Sozialwerk entziehen möchten,
sondern einz1g, weil die Versicherung ach des Gesetzes mit dem
franziskanischen Ordensgeist, überhaupt mit der ata COMMUNIS des Or
denslebens, nicht gahz rmonieren will Der Provinzrat hat deshalb
unter dem Kegime der Übergangsordnung VO: Oktober 1945 folgen-
de Stellungnahme (1t Protokoll VO Juni bezogen:

„Altersversicherung für unNnNseTe Seniores.
Voon einzelnen Kantonsregierungen wird uns die Nutzung der Al
tersversicherung angeboten. Ordensrechtlich dürften WITr s1€e€ anneh-
INCN, doch scheint dies dem (eiste des Ordens nicht entsprechen,
auch pflegen WIT Sffentlichen Leben weder durch Stimmen noch
durch Steuern teilzunehmen. In einzelnen Fällen wurde demgemäß
bereits negativ entschieden.“

Im Begriff und 1n der Tatsache der 1ta COMMUNIS, W1€ s1€e im Orden
verlangt Uun: geübt wird, findet die Idee der Altersversicherung ihre ‚;Olz
le Verwirklichung. urch den endgültigen Anschlufß die Ordensge-
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meinschaft durch die Profeß entsteht auf Seite der Gemeinschaft die
ausweichliche Pflicht für alle einzelnen Mitglieder gesunden un kran-z
ken Tagen vorab den Tagen der Arbeitsunfähigkeit un:! des Alters
treue un Sorge iragen Bekanntermaßen werden für die B
treuung Uun: Versorgung uUuNseTeT kranken un alten Ordensmitglieder
die Armenbehörden un: Fürsorgeämter N1ie beansprucht Es hätte dem.  C
gemäfß unseTrem Ordensideal entsprochen, wWenn WIT auch Zukunft
ohne obligatorische Zufluchtnahm: eiINeETI Versicherungsorganisation

Vertrauen auf die göttliche Vorsehung für uNseTE ten Mitbrüder
selber un allein hätten SOrSCH können.

ach Annahme des Bundesgesetzes ber die Alters:  Z  Z un Hinterlassez
nenversicherung ist natürlich uUuNseTre Situation C1iNHNe andere geworden. Die
Frage 1St NUuUr och die W1C die Gegebenheiten die auf Seite uNnsereTr

Ordensprovinz vorhanden sind mi1t den Forderungen des NEeEUE (Geset:
zZes Einklang bringen sind Darauf beziehen sich Nu Fraz
CN die Sinne dieses Memorandums der zuständigen Bundesbehörde
vorgelegt wurden

Kann der „ Verein Schweiz Kapuzinerprovinz als Versicherungsein:
richtung im ;  ınne VO: Art 74 ff der AH anerkannt werden?

Dem „ Verein Schweiz Kapuzinerprovinz gehören
die Mitglieder der Provinzleitung, die Obern der einzelnen Klöster

un größeren Hospizien und VO  3 jedem Kloster eln durch W.ıhl be=z
timmter Delegierter

Der Schweiz Kapuzinerprovinz dagegen gehören heute 1t Mitglieder-
verzeichnis
464 Geistliche

Theologiestudenten
206 Brüder
710 Mitglieder

Davon sind der Schweiz 579 Ausland 131 stat1ion1iert Ne,
die Ausland g  enwartıg den Wohnsitz haben werden Alter,
überhaupt bei Arbeitsunfähigkeit ZUrTr Betreuung unseren Häusern der
Schweiz ZUSCWICSCH

Müssen als erwerbstätige oder nichterwerbstätige Versicherte be:
zeichnet werden? (cf Art

Obwohl WITLT grundsätzlich W1e€e bereits bemerkt den ezug VeTl:

trazlich vereinbarten Lohnes für unNnsere Arbeit ablehnen INUsSsSenN erhält
tatsächlich der Hausobere als Vertreter der betreffenden Hausgemein-
schaft freiwillig dargebotene Spenden also e1iNe Art Einkommen Daraus
WIFr: den einzelnen Hausgenossen der Lebensunterhalt gewährt Verz
pflegung, Unterkunft samt Kleidung, Iso e1iNe Naturaleinkommen
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W as VO  } den eingegangenen Almosenspenden eventuell ber den Bedarf
des einzelnen Hauses hinausgeht, darf nicht thesauriert werden, sondern
mu für caritativzsoziale (Armensuppe, Seraphisches Liebeswerk) und
kulturfördernde (Schulen, Bibliotheken) Zwecke wieder verausgabt WEeT:

den Auf keinen Fall darf et{was zinstragend angelegt, noch weniger
einem einzelnen Ordensmitglied als Barloahn oder sonstwıie als igentums-
wert ausgehändigt oder gutgeschrieben werden.

Obwohl WIr eigentlich VO  } rittpersonen den Lebensunterhalt bezier
hen (cE Art 10, Abs und 2) würde doch als :ormalistisch eT:

scheinen un uns selber widerstreben, wollte Man uns allgemein den
nichterwerbstätigen Versicherten -uzählen.??

Nichterwerbstätig 1m Sinne VO 1 9 Abs sind WITr nicht, weil
WIr satzungsgemäfß vermögensunfähig sind und deshalb auch nicht AUuUSs

Kapitalzinsen leben können.
Nichterwerbstätige 1m Sinne VO Art 10, bs.2 sind WI1Tr auch nicht

Denn den Almosenspenden, welche das Ordenshaus VO:  e Drittpersonen
oder gelegentlich auch Aaus SÖffentlichen Mitteln für den Lebensunterhalt
seiner Insassen, die ach yrwachsener Geschwister eine Familie bilz
dend beisammen wohnen, erhält, steht doch unsererse1its die mehr als
gleichwertige Arbeits- un Dienstleistung des Ordens 1m Dienste der
katholischen Bevölkerung gegenüber.

Dürften WIr als erwerbstätige Versicherte im Sinne Vo Art. 4 f be:
zeichnet werden

Kin wirkliches Lohnverhältnis, e1in eigentlicher Lohnanspruch können für
unNns nicht ın rage kommen. Satzungsgemäfs mussen WIT PTIO Deo AI

beiten un: einen vertraglich vereinbarten Lohnbezug ablehnen. Der Barz
ohn als solcher 1St als Geldgebrauch dem einzelnen Ordensmitglied
durch schärfstes Regelgebot noch besonders unftersagTt.

Was £ Hinblick auf gewährte Arbeit der Dienstleistung einzelner
angeboten wird, annn als Almosenspende ANSCHOMIMEN werden und geht
automatisch in Verwaltung un Gebrauch der Gemeinschaft ber

erhält jeder einzelne VO  - der Gemeinschaft automatisch den noOtiz
SCcCHh Lebensunterhalt, WwW1€e dem Stande entspricht, nicht ber Geld,
sondern als Naturalgabe. In diesem Sinne bezieht jedes Ordensmitglied
en Naturaleinkommen.

Was die Art und VWeise des Erwerbs durch die Ordensmitglieder
betrifft, ist CN:

Dieses Memorandum wurde verfaßt, Devor die Vollzugsverordnun: ZU. Bundesgesetz
ber die AH  < 1. Oktober veröffentlicht WAar, darın ist der Begri{ff VO.: Erwerbs-
untätigen umschrieben (Art.27, 1les is% onl eacC  en, WenNnn P. Ar-
nold schre: daß WITr emäa. HVG Nn1IC. untier die Erwerbsuntätigen B6-
Tre: werden können.
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Zum weilitaus kleineren eile mm Naturaleinkommen unmit-
telbar Aaus der lohnfreien, handwerklichen etätigung uNnserer Ordensmitz
glieder, die nicht Priester sind un innerhalb des Bezirkes der häuslichen
Ordensgemeinschaft und ur  en diese tatıg sind (Gartenpflege, Küchen:  C  Z
dienst, ‚Krankenbetreuung, Haushaltung, Schneiderarbeiten).

Zum allergrößten ‚eile aber verdanken WIr den Lebensunterhalt dem
Volke, das uns Hinblick auf uUuUNSeTE seelsorgliche un carıtative Tätig  Z  Z
keit unterstutzt; dies geschieht 1aber auf dem Wege einer freien Beitrags-
leistung, auf die unsererse1ts e1inNn Rechtsanspruch besteht.

In diesem Sinne, aber NUur 1n diesem Sinne, dürfte den Tatsachen
entsprechen, WEeNN WITr 1n Anwendung einer ausweitenden Analogie SC
mä{ß Art der gemäfß rt. 8 als erwerbstätige Versicherte erklärt WEerT:
den

Auft welcher Basis mag unsere Beitragspflicht bemessen werden?
Es annn dem Gesagten gemäfß für das einzelne Ordensmitglied NUr ein
fürsorgeartiges Naturaleinkommen in Frage kommen. Dabei mOöge nicht
übersehen werden, daß VO  - den Ordenssatzungen aus der Lebensunterz
halt des einzelnen Ordensmitgliedes eng auf das standesgemäß Notz
wendige beschränken ist Zudem ist beachten, der einzelne Or:
densangehörige berufsmäßig Z Dienste olk durch Gebetshilfe
Un Dienstleistung verpflichtet 1st.

Diese Erwägungen dürften die Annahme nahelegen, da{fß billigerweise
das mafßgebende Naturaleinkommen eiInes Kapuziners als natürlicher Perz
SON wohl das in Art , bs. 1 vorgesehene Einkommensminimum nicht
übersteigt, deshalb wohl für die einzelnen Kapuziner als natürliche Per-z
SOTNCIMN DUr der gesetzliche Minimalbeitrag in Frage kommen scheint
(monatlich ein Franken).!%

Ist es möglich, ur  .. jene unserer Ordensmitglieder, welche nicht unter
Art 10, bs. 2 (Invalide) un bs. 3 (Lehrlinge, Studenten) fallen,
ein allgemeines oder ach Kategorien abgestuftes Globaleinkommen
festzusetzen

Es ist beachten, daß alle Ordensmitglieder laut Ordensvorschrift und
allgemeinem Kirchengesetz in bezug auf Wohnung, Nahrung, Kleidung,
Z/Zimmereinrichtung gleichzuhalten sind Den Priestern wird ein eIwas
größerer privater Bücherstand gewährt, sSoweit s1e dessen für ihre Ar
beiten bedürfen. Es scheint demnach unberechtigt, zwischen Patres un
Brüdern in der Ansetzung des maßgebenden Naturaleinkommens einen
Unterschied machen.

Man könnte auf die Professoren unseren Gymnasien un anderen
Schulen hinweisen. ‚och ist 9 daß diese alle vollständig entschäz

1e. m. und 13.
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digungslos un ehrenamtlich ihren Schuldienst versehen: könnten
diese Z un Erziehungsanstalten kaum bestehen, wWenNnn s1e den Lehr:  Z  Z
körper leistungsgemäfß honorieren müßten.

Höchstens könnten die Inhaber VO Pfarrstellen höher eingeschätzt
werden. Indessen sind alle schr ärmlich besoldet, un müßflte wenn

S1€ Je einen ber die Bedürfnisse ihrer Person un ihres Haushaltes hinz
ausgehenden Überschufß hätten, derselbe der Allgemeinheit zufließen.

Selbstverständlich würden auch invalide Ordensmitglieder, annn die
noch nicht ausgebildeten Brüder (die Einfachprofessen als quası Lehr.  Z  Z
linge), SOWI1Ee die Priesteramtskandidaten (die Fratres un Patres-Studen-
ten) DUr mit den in Art 10, bs. 2 un vorgesehenen eitragen be.
lastet werden. Es sollte demnach möglich se1n Invalide, Lehrlinge und
Studenten abgerechnet für sämtliche Provinzmitglieder e1in einheitliz
ches, e1nNn Globalnaturaleinkommen anzusetzen.

Falls die Möglichkeit besteht, daß der „ Verein Schweiz. Kapuziner-
provinz“ als Versicherungseinrichtung f  ur saämtliche Schweizer apu-
ziner im Sinne VO Art. 49 und ff der AH organisiert un
erkannt werden kann, ware CS annn auch möglich, die unserer kirch:
lichen Oberleitung unterstehenden Kapuzinerinnen als Versicherte 1e:
SCr unNnserer Versicherungseinrichtung anzuschließen?

Unsere einzelnen Ordenshäuser können, Wenn iINan dem Tatsachenbez
stand Rechnung tragen will, nicht als eln Unternehmen angesehen WEeT:

den, 1n welchem Obere oder Oberin als Arbeitgeber selbständig Wer
bend atig sind und welchen die Untergebenen im Verhältnis unselb-
ständig erwerbender Arbeitnehmer stehen. Es ergibt sich dies schon aus
dem ordensrechtlichen Ausschlufß des vertraglichen Lohnverhältnisses. Das
Verhältnis ist 1m Ordenshause ın dieser Hinsicht vielmehr dasjenige
sammenwohnender Geschwister, deren ältestes den übrigen gegenüber
die Pflicht der Verwaltung des Familienganzen un der wirtschaftlichen
Fürsorge für alle einzelnen innehat; dem einzelnen Ordensmitglied ist
€csS 1im ewissen nicht möglich, die Beitragspflicht un:! das Rentenrecht
gegenüber der AH  A erwerben der auszuüben. uch der monatliche
Beitrag VO  - einem Franken mü{ßfßÖte die Ordensperson als Almosen erbitz
ten und ZWAar VO den Vorgesetzten; denn dem einzelnen ist das Gesuch

Auswärtige ein persönliches Geldalmosen unfer moralischer
Schuld verwehrt. So ergibt sich tatsächlich, daß gegenüber den Kapuzi  2  2
ern im Gegensatz zux Gesetzestext nicht die natürliche Person, sondern
der Personenverband, also e1ine moralisch-juridische Person mit der SC
setzlicher: Beitragspflicht die AHV belastet wird.

uch aus diesem Grunde dürfte sehr naheliegend se1n, daß der
„Verein Schvyeiz. Kapuzinerprovinz““  101 als Versicherungsejnrich’cung
D17 Anm. 13a
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erkannt werde un als zivilrechtlicher Personenverband für alle Mit:
glieder der kirchenrechtlichen Ordensprovinz der AH  e gegenüber die
Pflichten un: Rechte, die Verantwortung übernehme. Es entsteht 19888
die Frage, ob CS nicht empfehlenswert ware, auch die Mitglieder
der sieben uUuNseTeT kirchlichen Oberleitung unterstehenden Frauenklöster,
der Ssogenannten Kapuzinerinnenklöster, VO ‚, Verein Schweizerische Ka:
puzinerprovinz“ als Versicherungseinrichtung erfaßt würden. Es ware
wohl den guten Schwestern gegenüber eın Dienst fürsorgender Liebe
un: würde diesen ATINeN Stiftungen Sinne einer Vereinfachung der
Verwaltung Vorteile un seelische Beruhigung bieten.

Allerdings liegen g  die Vermögens- Uun: Erwerbsverhältnisse bei Ordens  Z
frauen etwaAas anders als beim männlichen Ordenszweig. Das Frauenkloz
ster als solches ist vermogens- un erwerbsfähig, die einzelne Schwester
behält ach heutiger Organisation dieser Ordenshäuser die radikale Be
sitzfähigkeit, verliert 1aber fürs aNzZC Leben (nach der feierlichen Proz
fefß) die Möglichkeit der Verwaltung un Nutznießung ihrer eventuel-
len eigenen Vermögenswerte.

Es würde sich folgende sieben Frauenklöster handeln:
Schwestern

Kloster St. Anna, Gerlisberg, Luzern mi1t (1946)
Kloster St Karl, Altdorf mit 41
Kloster St Klara, Stans mit
Kloster Maria Opferung, Zug, mit 61
Kloster St. Maria VCO  - den Engeln, Appenzell mit 5/
Kloster Nominis Jesu, Solothurn mi1t
Couvent de Saint- Joseph, Montorge, Fribourg mit 38

Insgesamt 310
Wer n clie Vermögensverhältnisse dieser sieben Klöster SCNAUCH E  1:  Z  E

blick hat, weifß, daß s1e ber einen verhältnismäßig sechr niedrigen Verz
mögensbestand verfügen. Auch die mühsam durch die Schwestern CTAr:  D  D
beiteten Einkommenswerte (Gartenarbeit, Herstellung VON Devotionalien
Un Paramenten, Hostienbäckerei, etwas Landwirtschaft) sind aufßerst
bescheiden. Die Honorierung jener Klöster, welche Mädchenschulen leiz
ten un hierfür teils die Schulhäuser entschädigungslos VARRE Verz
fügung stellen, Lißt sich mi1t den modernen Gehaltsansprüchen des Ur:
gerlichen Lehrpersonals Sal nicht vergleichen. In einem Kloster, ein
Beispiel herauszugreifen, das für die Mädchenschulen einer größeren Ort:
schaft die Lehrerinnen stellt un ausbildet un zudem och entschädiz
gungslos die Schulräume stellt Uun: unterhält, erreicht der gesamte Gez
halt aller Lehrerinnen und Arbeitslehrerinnen 1n einem Jahr nicht den
Betrag, welchen das Kloster durch den Verkauf des vorigen ‚emuüses des
nicht schr großen Klostergartens erhält. Ein anderes Kloster, das VOoO
Pächter Se1NES Landgutes die ilch für den klösterlichen Haushalt be.
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zieht, muß dem Pächter jedes für diesen Milchbezug bei der
rechnung noch mehrere tausend Franken verguüten. uch 1er se1l darauf
hingewiesen, da{f bekanntermafiien die genannten Frauenklöster trotz ih.
1C5 außerst ärmlichen Lebens un Haushaltes für die Greisinnen, die 1:
INCTI eine geradezu mütterliche Umtreuung finden, nl1le die AÄArmenz der
Fürsorgebehörden Hilfe angehen. W7.0 eben die ordensrechtliche V]1:
3 COMMUNI1S herrscht, 1st die Altersversicherung ein Problem. Es dartf
auch nicht aufßer acht bleiben, daß die Insassen dieser Klöster, überhaupt
der Klöster, einfache Altersrenten beziehen un! deshalb die Alters-
und Hinterlassenenversicherung bedeutend weniger belasten als jene Verz
sicherten, welche auch die en  2 un: W aisenrenten beziehen können.
Es dürfte deshalb sechr angezeigt se1n, den Mitgliedern dieser Frauenkl5ö:z
ster die Beitragspflicht die AH  A Sinne VO  } Art 11, bs. 1 auf
das gesetzliche Minimum herabzusetzen.

Beilage
Luzern anl Z Dezember 1947 Schreiben des Arnold Nußfbaumer, TOvVinz
vikar; darin stellt dem Bundesamt für Sozialversicherung 1n Bern das förm-:
liche Gesuch, daß die TOVvVinz der Ausgleichskasse des Kantons Luzern ange”
schlossen werde.
ext PAL Sch

Der unterfertigte derzeitige Leiter der schweizerischen Kapuzinerprovinz
niımmt Bezug auf eine Besprechung, die betreffs Durchführung des
Bundesgesetzes über Altersz un Hinterlassenenversicherung mıiıt Herrn
Dr Mugglin, Leiter der hiesigen kantonalen Ausgleichskasse, letzthin SC
habt hat ebenso auf Schreiben diesen VO OVOIl eine
Kopie auch der Provinzverwaltung der schweizerischen Kapuzinerpro-
1137 1ın Luzern eingegangen ist, un stellt hiermit das Bundesamt für
Sozialversicherung

das Gesuch:
die ber Kantone verteilten, ihm unterstehenden Mitglieder des Ka:
puzinerordens SOWI1€ der sieben Kapuzinerinnenklöster möchten der Aus-z
gleichskasse des Kantons Luzern angeschlossen werden.
Zur Begründung dieses Gesuches erlaubt sich der Unterfertigte auf tfol.  Z  S
gende Tatsachen hinzuweisen:

Die Mitglieder der Kapuzinerklöster werden kraft der Ordenssat-z
ZUNSCH häufig gewechselt, die Obern notwendig in periodischen
ständen VO  =) TE1 Jahren, die Untergebenen gelegentlich; das würde
sich verwaltungstechnisch ungunstig uswirken, weil bei dem häufigen
Domizilwechsel VO einem Kanton 1n den andern jeweils die zuständige
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kantonale Ausgleichskasse ein individuelles Beitragskonto eröffnen
müßte y}

Dagegen 1st der Sitz der Oberleitung un Verwaltung der schweiz
zerischen Kapuzinerprovinz VO jeher bleibend fest 1mM Kapuzinerklo-
ster Luzern (Wesemlinstrafße 42);

Die sieben erwähnten Kapuzinerinnenklöster kennen ZWAäAaLr als SC
schlossene Klöster den gegenseitigen Auswechsel ihrer Mitglieder nicht:
da S1€e aber kirchenrechtlich dem Provinzialat der schweizerischen Kapu:
zinerprovinz unterstellt sind, dem die Oberleitung ber s1e mit der jähr-
lichen Einblicknahme auch ın Bestand un: Verwaltung des Klosterverz
mOgens (die einzelne Schwester selber hat ein Erwerbs- und Verfürz
gungsrecht) zusteht, würde für diese Klosterschwestern eine FEr.
leichterung un:! e1nNn Dienst bedeuten, wenNnn ihnen durch den Provinzial
als kirchlichen Obern die orge die Angelegenheiten der Alters  Z  Z un
Hinterlassenenversicherung abgenommen werden könnte:

Es würde VO seiten der schweizerischen Kapuzinerprovinz un:! der
ihrer Oberleitung unterstellten Frauenklöster als ein verdankenswertes
Entgegenkommen empfunden, WECeNN 1n der Anwendung des Bundesge-
sSetfzes über die Alters:  C  Z un: Hinterlassenenversicherung auf diese nternen
Verpflichtungen des Ordens, welche den Gewissensbereich der einzelnen
Ordensmitglieder berühren, 1m Sinne uUuNseTrTCc5S5 Gesuches schonende Rück:
sicht werden könnte.
AÄngesichts dieser Darlegungen empfehlen vorliegendes Gesuch
einer wohlwollenden Entgegennahme un: Prüfung

Wir fügen dem Gesuche, Ihrem Schreiben entsprechend, 7Z7WeEel1 Beiz
lagen bei e1InNn Verzeichnis der Ordensniederlassungen der schweizeriz
schen Kapuzinerprovinz un der ihrer Oberleitung unterstellten Frauen-z
klöster, SOW1€ eine Übersicht ber die Verwendung nichterwerbstätiger
Ordensmitglieder außerhalb der Ordensniederlassungen.

Beilage 3
Bern, 23. März 1948 Sektionschef Binswanger, Bundesamt für Sozialver#
sicherung, Sektion AHV 1n Bern Provinzialat der Schweizer Kapuziner
1n Luzern berichtet, da{fß die AIl TOVvinz der Ausgleichskasse des Kantons Lu:
Zern angeschlossen werde.
ext 8 f PAL Sch (Original).

Am 23. Dezember 194 / stellten Sie das Gesuch, selen alle nichterz
werbstätigen Angehörigen der Männer-z Uun: Frauenklöster, die dem Pro.
vinzialat der Schweizer Kapuziner in Luzern unterstehen, der Ausgleichs-
kasse des Kantons Luzern anzuschließen.

Ihren Angaben 1m Gesuch und den mündlichen Ausführungen Ihres
Hochw Herrn Pater Provinzials anläßlich der Besprechung, die

118



18 Marz 1948 auf der Ausgleichskasse des Kantons Luzern Beisein
unseres Mitarbeiters Herrn Dr Achermann stattgefunden hat konnten
WILr entnehmen, daß Sie ber sämtliche Ordensangehörigen der Schweiz
Kapuzinerprovinz der Zentralverwaltung des Klosters Luzern eiINeE 4 =
AUuU«c Kontrolle führen Die Mitglieder der Kapuzinerklöster werden kraft
Ordenssatzungen häufig gewechselt Unter den Kapuzinerinnenklöstern
findet C1iNC Auswechslung der Mitglieder nicht Stafft Die Oberleitung
der Frauenklöster liegt jedoch den Händen des Provinzialates der
Schweiz Kapuzinerprovinz Es bedeutet daher für die Klosterschwestern
C1INEC Erleichterung, wWenNnn ihnen das Provinzialat die Alters: un: Hinter-
lassenenversicherung 1abnimmt

Auf rund dieser Feststellung erklären WIrTr uns gestutzt auf Art 118
Abs der Vollzugsverordnung ZUu Bundesgesetz ber die Alters: und
Hinterlassenenversicherung damit einverstanden dafß Sie für alle Kapu-

un: Kapuzinerinnen der Schweiz, die Ihrer Oberleitung unterstehen
und gemäfßs Art Abs der Vollzugsverordnung als nichterwerbstätig
gelten, mi1t der Ausgleichskasse des Kantons Luzern abrechnen Ferner
verfügen m1T Ihrem Einverständnis, dafß Sie für sämtliche Ordensan-
gehörigen, die Entschädigung (Bar der Naturallohn) 1]Dienste
VOIN ritten (Kirchgemeinden, Strafanstalten etc.) stehen, als Arbeitgeber
gelten und dieser Eigenschaft ebenfalls mi1ıt der Ausgleichskasse des
Kantons Luzern abzurechnen haben Gemä{fß Ihrer Zusicherung werden
Sie ber die Barz un Naturalentschädigungen CNa Buch führen

ber die Frage welcher Ausgleichskasse die Ordensangehörigen AaNZu:

schließen sind die sich Ausland aufhalten un als Auslandschweiz
Z der freiwilligen Versicherung beitreten können WIT Ihnen Näheres
erst berichten die Ausführungsvorschriften ber die freiwillige
Versicherung erlassen sind Sotfern Ihre Ordensangehörigen Ausland
der freiwilligen Versicherung beizutreten wünschen, bitten WITr Sie, uns
davon Mitteilung machen, damit die rage des Kassenanschlusses

näheren Prüfung unterziehen können.
Für alles Nähere bitten ie, sich mi1it der Ausgleichskasse des Kan-z

fONs Luzern Verbindung setzen, der WITr mi1t Kopie VO die=
SC  - Schreiben Kenntnis geben

Beilage
Luzern, 31 März 1948 Wolfrid Sutter OFMCap Provinzsekretär un:
7ökonom, an dem Bundesamt für Sozialversicherung ern für den Ent:
scheid betr Kassenzugehörigkeit
ext PAL Sch

Im Auftrag des hochwürdigen Provinzials danken für Ihr Schrei:  2  £
en VO 23 März, welchem Sie uns mitteilen, daß Nie gestutzt auf
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118, bs. 4 der Vollzugsverordnung Zu Bundesgesetz über die Alz
ters.  C  Z un: Hinterlassenenversicherung sich einverstanden erklären, daß das
Provinzialat der Schweizerkapuziner 1ın Luzern für alle Kapuziner un:
Kapuzinerinnen in der Schweiz, die unNnserer Oberleitung unterstehen un:
gemäß Art. 27 bs. 3 der Vollzugsverordnung als Nichterwerbstätige
gelten, mift der Ausgleichskasse des Kantons Luzern abrechnen. Ferner
verfügen Sie mit unNnseTrTem Einverständnis, da{ WIT für sämtliche Ordens  Z
angehörige, die Entschädigung ienste VO  ; Dritten stehen,
als Arbeitgeber gelten un:! 1ın dieser Eigenschaft ebenfalls mıiıt der AÄAus  C
gleichskasse des Kantons Luzern abzurechnen haben Wir werden ber
Bar-z un Naturalentschädigung SCHaAU Buch führen

Auf Ihre Frage, ob die Ordensangehörigen, welche sich Ausland
aufhalten, der freiwilligen Versicherung beizutreten wünschen, können WITr
Ihnen 1m Auftrag desP Provinzials 1m bejahenden Sinne zustimmen : sS1€e
wünschen also der freiwilligen Versicherung beizutreten.

Beilage
Luzern, 12 September 1949 Gutachten des Arnold Nußßbaumer, Provin#
ziall192 über die Aufhebung der Übergangsrente der Ordensleute, anläfißlich einer
Zusammenkunft: bewertet die betreffende Verfügung als gesetzgeberisch un
logisch un unsozial. ext 11 PAL Sch Msc.)

Die Nachricht (siehe Schw VE Luzern 1949, S. 369 £f.) wonach die
Ausrichtung der Übergangsrenten der AH  A die Angehörigen reliz
g10Sser Orden Uun: Veiereine VO:! Neujahr 1950 auf Weisung des Bunz
desamtes Sozialversicherung eingestellt werden soll, bedeutet für die
Betroffenen e1ine schmerzliche Enttäuschung. Das Vorgehen wird weitz
herum, nicht bloß innerhalb der Orden un Kongregationen, als
kür empfunden un uch außerhalb der Betroffenen als gesetzgeberisch
unlogisch und unsozial bewertet.

Unlogisch
Das Bundesgesetz ber die Alters:  Z  Z un Hinterbliebenenversicherung

ahm textlich auf die besondere Lage der Angehörigen des Ordensstan-z
des keinen ausdrücklichen Bezug Dagegen stellte die Vollzugsverord-
NUuNns VO 1. Oktober 194 / 1n bezug auf die Beitragspflicht fest, da{fßß
„„die Mitglieder religiöser Orden der Kongregationen als nichterwerbsz
atıg gelten, SOWwelt S1C nicht 1mM Dienste e1INes ritten stehen, der ihnen,
dem Kloster der dem Mutterhaus eine Barz der Naturalentschädigung
gewährt” (VV Art. 27, Abs. 3)
Ü2 IS 1sSt eac  en, daß P. Arnold, der sich ın den vorausgehenden en als Provinz-

vikar unterzeichnet, im August 1948 als Provinzial gewählt wurde, in welchem mtie
bis ZU us 1951 ver
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Die Frage, WeTLr 1m Sinne der AHV-Gesetzgebung begrifflich als Mitz
glied e1nes religiösen Ordens der einer religiösen Kongregation
sehen sSel1, fand eine Klärung durch das Kreisschreiben Nr des Bunz
desamtes Sozialversicherung; sind darunter verstehen „Kinz
richtungen der katholischen Kirche, 1n welchen sich Maäaänner der Frauen
7zusammenschliefßen, die freiwillig un! Ööffentlich die evangelischen Ge
lübde ablegen‘“ (c£ Schw. K.zZ., 1948, S. 246 £:) Als letztentscheidendes
Kriterium ZUE Ordens  Z  Z un Kongregationszugehörigkeit gilt VOLI dem
setize der AHV die Publizität der Ordensgelübde, näherhin VOLI allem das
evangelische Armutsgelübde, das heißt das persönliche Bekenntnis unter
Sffentlichzrechtlicher Garantierung, Formierung un Sanktionierung durch
die zuständige, kirchliche Autorität mi1t einem Gelübde (nicht etwa bloß
mit einem Vertrag, Eid, oder dergleichen) erhärtet wird

Fin solcher kirchlicher Rechtsakt schließt Nnu 1n jedem Fall wen1g-
StENS die persönliche Erwerbsunfähigkeit 1n sich: für die me1listen (die
S0 Feierlichprofessen) kommt 1aber dazu och wenigstens die persönliche
Besitzunfähigkeit. Es entspricht deshalb durchaus der gesetzgeberischen
Logik, daß die Ordensleute un Kongreganisten VO der der AH  A
1in bezug auf die Beitragspflicht unfifer die Nichterwerbstätigen eingereiht
werden (VV Art: 27 bs. 3 und 4; HVG Art. 10). Da des fernern
bei den Ordensleuten ZUr Erwerbsunfähigkeit och die wen1gstens PECrL:  C
sönliche Besitzunfähigkeit ıtt un bei den Mitgliedern der Kongrega-z
tionen ein Mindestvermögen VO  - Fr. 50 000.— (VV Art. 28, Abs. 1) eine
außerst seltenere Ausnahme bedeutet, ergibt sich die Festsetzung des
Jahresbeitrages VONn jährlich zwoölf Franken für Ordensleute und Kongre  Z  Z
gationsmitglieder als logische Folgerungen hne we1lteres.

Die AHV-Gesetzgebung halt sich in der Auslegung un Anwendung
des und der den allerengsten kirchenrechtlichen Ordens:  C  Z
der auch Religiosenbegriff un anerkennt infolgedessen als Kriterium
der Kongregationszugehörigkeit letztentscheidend ausschließlich das
fentlich rechtlich abgelegte Gelübde der evangelischen äte

Dadurch werden jene ordensähnlichen Verbände, insbesondere Schwez
stern-Verbände, VO der Einreihung unter die Nichterwerbstätigen 1m
Sinne der AHV-Gesetzgebung ausgeschlossen, welche sich Z W ar un:

ter Garantierung un Sanktionierung der Instanzen des kirchlichen Öf.
tentlichkeitsrechtes moralisch un juridisch ZUrr. Beobachtung der Tre1
evangelischen Kaäte verpflichten, ber nicht durch e1n Sffentlichzrechtliz
ches Gelübde, ohl ber durch Sffentlichzrechtlichen ag, Fid der
ein anderes Rechtsmittel dieser Art Dieser Ausschlufß VO ordensähn-z
lichen Verbänden mi1t 5öffentlichem Rechtscharakter 1st Z War VO einmal
dNSCHOMMENEN Standpunkt der AHV-Interpreten logisch einwandfrei,
aber erscheint hart Uun: unbillig. Dies se1 NUr 1m Vorbeigehen erwähnt.
och wollte ich den inwels nicht unterlassen, daß der Unterschied
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zwischen einer gelübdemäßigen und einer verirags- der eidesmäßigen
kirchlichen Lebensweihe 19801 e1in Minimal ist für das praktische Leben
un für zivilrechtliche Beurteilungen un Belange nicht derart 1Ns
wicht fallen sollte, W1€ 1ın der AHV-Interpretation geschieht.

Als eigentlichen Versto{ die gesetzgeberische Logik Mu
aber empfunden werden, das Bundesamt für Sozialversicherung den
Ausschlufß der Ordensleute Uun: Mitglieder der Kongregationen VO Be
ZuUs der Übergangsrenten (cf Art. 42, Abs 1) verfügt, w1€e durch
Weisung VO Juli ‚etzthin die Ausgleichskasse geschehen ist.

Wenn den Angehörigen religiöser Orden Uun: Kongregationen öffentz
lichzrechtlich nachweisbar die persönliche Erwerbsunfähigkeit un dazu
weitgehend auch die persönliche Eigentumsunfähigkeit kommt, fallen
S1€e offenbar gemäfßs Art 42, bs 4 unter jene ‚ın der Schweiz wohnz
hafte Schweizerbürger“‘, welche „Anspruch auf die Übergangsrenten
ben  L Es geht nicht 1n der Festlegung der Beitragspflicht gegenüber
der AH  A w1€e die andern „natürlichen Personen, die in der Schweiz
ihren zivilrechtlichen Wohnsitz haben (BG Art 1, Abs T Lit. a) allge4
me1in auch die Mitglieder der religiösen Orden un Kongregationen
belasten, S1€E dagegen in bezug auf die Nutzung einer VO nämlichen
setz Abs 1) allgemein gewährten Vergünstigung auszuschließen.
Es sieht wahrhaft darnach AaUSs, als 7zähle INan 1m Bundesamt für Sozialz
versicherung die schweizerischen Ordensleute nicht den gemäfß
Art. 47 ‚1n der Schweiz wohnhaften schweizerischen Orden oder Konz
gregationen wirklich den Ausländern gleichstellbar“‘!

Hier liegt offenbar e1in unbegreiflicher Versto{fß die gesetzgebe-
rische Logik VO  F3 Sollte 1aber das eingeleitete, unlogische Vorgehen sich
auch durchsetzen wollen, sieht darnach aus, als ob der Ungeist ge:
wI1sser Ausnahmeartikel un: Ausnahmegesetze sich 1n der Interpretation
un: Durchführung der AHV-Gesetzgebung och en nachträgliches
charmützel Leisten wollte.
ı84 Unsozial

Der Versuch, die (reise un: Greisinnen 1in den äusern un! Kran-z
kenzimmern uUuNserer Orden un Kongregationen, obwohl sie 1m Besitze
des schweizerischen Bürgerrechtes sind, VO Genufs einer bescheidenen
Übergangsrente auszuschließen, widerstrebt 1in allen Teilen dem sozialen
Grundzug der AHV-Gesetzgebung. jieser Grundzug heißt Hilfeleistung
an‘'Greise un Greisinnen un Hinterlassene auf breitester, möglichst
allgemeiner Basıis. Von dieser gesetzlichen Hilfeleistung das Alter
(nur Altersrenten kommen ja in Frage) will die Gesetzes-Interpretation
der AH  A die Mitglieder der religiösen Orden un Kongregationen teil  Z  Z
weilise ausschließen!

Der rund dieser Ausnahme:-Maßnahme? W arum soll uNnseren Greiz
SCH und Greisinnen Widerspruch Z Gesetzestext Art. 42) der

1292



Genufß der rechtlich gewährten Hilfeleistung vorenthalten werden? Man
SADC, in den Orden un Kongregationen se1 durch das religiöse (semeinz
schaftsleben für die alten Mitglieder JEeSOr

Will INnan diesen rund wirklich geltend machen, gilt C nicht bloß
für den ezug der Übergangsrenten, sondern auch 1m Hinblick auf die
ordentlichen Renten, un C hätte sich erübrigt, die Mitglieder der m

ligiösen Orden un Kongregationen 1n den Bereich der AH V-:Gesetz:
gebung einzubeziehen. Soll die AH  Z wirklich e1in eidgenössisches Ge
setzeswerk sozialer Hilfeleistung se1n, darf 1n keinem Falle die SC
setzlich festgelegte Hilfeleistung nachträglich greisen Schweizerbürgern
un: ‚-bürgerinnen deshalb verweigern, weil diese sich durch ein Gelübde
5Öffentlich ZUr. persönlichen Erwerbsunfähigkeit verpflichtet haben, ihr
Leben Sahnz un! ungehemmt in den Dienst ottes un sozialer Hilfe-
leistung stellen.

[Das eingeleitete Vorgehen des Bundesamtes für Sozialversicherung ent.
7ieht den reisen un: Greisinnen der Klöster eine bitter benötigte T

terielle Hilfeleistung. Die seinerzeılitige, überwältigende Annahme un
Aufnahme des Bundesgesetzes hat gezeligt, W1€ sechr die durch das ( 91>

Bundesgesetz gewährte soziale Hilfeleistung einem allgemeinen, nati1ıona-
len Bedürfnis entspricht. ]Dieses Bedürtfnis besteht 1aber auch bei den An:
gehörigen der religiösen Orden Uun:! Kongregationen, welche w1e€e die üb
rigen Schweizerbürger unfter den drückenden, wirtschaftlichen Verhältz
n1issen leiden haben Das gilt aber uch iın bezug auf die Übergangs-
Trenten 1n den klösterlichen Niederlassungen nicht weniger als 1n irgend-
einem andern Schweizerheim.

VWie schr die Übergangsrenten einer allgemeinen Notlage begegnen
suchten, zeigte schon die Übergangsordnung, deren Schaffung durch
Bundesratsbeschlufß schon VOT dem Gesetze als dringend erschien. ach
Hilfeleistung für die (reise Uun:! (ireisinnen besteht aber nicht blofß
außerhalb der Klostermauern das Bedürfnis. Die religiösen Kommunitäten
leiden heute nicht weniger andere Schweizerbürger unter dem ruck
der Teuerung. Die bescheidenen landwirtschaftlichen Betriebe, welche mit
den klausurierten Frauenklöstern gewöhnlich verbunden sind, un Aaus

welchen früher eine Klosterfamilie den bescheidenen Lebensunterhalt
mehr der weniger beziehen konnte, werftfen heute aum eine Rendite ab,
womit INan das landwirtschaftliche Dienstpersonal unterhalten und ent.
löhnen annn

Zum Belege, wWw1€ sechr 1n den klösterlichen Niederlassungen heute die
wirtschaftliche Not drückt, teile ich Ausschnitte AUuSs z7wel Brieten mıiıt,
die ber die Lage VO: 7Wwe1 Frauenklöstern orlentieren, die me1iner Jurisz
diktion unterstehen. Vorausgeschickt sel, daß in beiden äusern ein sehr
guter Geist, zußerste Sparsamkeit un Ordnung herrschen:

Der Treuhänder, welcher die Rechnungsablage eines Klosters fachmän-z
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nisch geprüft hat, schreibt 1in seinem Gutachten ; 5 160 D „Im Nachgang
die VO uns durchgeführten Abschlußarbeiten betreffend die Rechnung
des Klosters möchten WITr nochmals festhalten, da{(ß die Jahresrechnun-
SCH 1946/47 gesamthaft mit einem Verlust VO TUun: 27 500 Franken
abgeschlossen haben Es wird Ihnen bekannt se1n, daß schon die VOTL:

angehenden Rechnungen mit einem Vermögensrückgang abgeschlossen
haben Es MU: selbstverständlich zugegeben werden, für das Klo.
ster nicht leicht ist, bei den gesteigerten Lebenskosten, denen anderseits
gleichzeitig och eine Reduktion der Kapitalerträgnisse gegenübersteht, das
finanzielle Gleichgewicht halten. Immerhin möchten WITr darauf auf.  Z
merksam machen, FAn Zeit besonders 1m Hinblick auf die hohen
Lohn Uun:! Materialkosten Aufwendungen gemacht werden sollten‘“‘
(8 Oktober

AÄus einem andern Kloster, Aus$s der Westschweiz, schreibt M1r dieser
Tage eine Oberin „Une affaire OUTe speciale 1OU amene CI5 OUuS

jourd’hui. Nous rendent CcCompte de plus plus de la triste 1tuation fi.
nanciere OUu conduisent cherete de la V1Ee, les obligations tiscales
actuelles, OUS VOYONS obligees die chercher qu1 OUuS tire
de Lembarras plus toöt est difficile, PTeSQUEC impossible de le
OUVer dans travail qu1 correspondrait au  d obligations de NOS Conz
stitut1ons, So1t la confection des Ornement d’Eglise; AauUss1 OUuS SOIMNMMES

a1nsı ire obligees de OUSs ourner du cote de produits pharmaceuz
t1ques de confiserie qu1 peutzetre, s1 le bon Dieu le veut, OUuS tireraıit
d’affaire‘‘ (24 a0Ut

Diese Notlage vieler Ordensleute, besonders der klausurierten Schwez
sternschaften, ıST e1Ne allgemeine Zeiterscheinung und hat bereits die Auft.  Z  Z
merksamkeit der höchsten kirchlichen Stellen auf sich SCZOSCN. Besorgt
denkt INan Mittel der Abhilfe, denkt eine Lockerung der
Klausurgesetze, den Schwestern eine eigentliche Beteiligung
dernen industrialisierten Erwerbsleben ermöglichen. Dies 1n der SOTz
SC, der schmerzlichen Notwendigkeit zuvorzukommen, für die einzelnen
Kranken un alten Schwestern schließlich die Armenbehörden der
Heimatgemeinden gelangen mussen.

Das ist die Sachlage Jene Stelle, welche die Auszahlung der Über:
gangsrenten die greisen Ordensleute durch eine Ausnahmeverfügung
einzustellen verlangt, belastet sich mit dem Vorwurf einer unbegreiflichen
sozialen Härte Uun: Ungerechtigkeit.

Die Weisung des Bundesamtes für Sozialversicherung VO Juli
1949 tragt eine grofße seelische Belastung in die eihe der Ordensleutfte
un Kongregationsmitglieder.

Die Zuerkennung der Übergangsrenten die (sreise Uun: Greisinnen
wurde allgemein, uch 1ın den Klöstern, als grofße soziale Wohltat un
Entlastung empfunden. Nun wird diese Wohltat für die Ordensleute
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mit STaUSAMECIM Stift wieder aus dem Gesetze gestrichen. Einzig W811 man

die Ordensgelübde abgelegt un:! jahrzehntelang 1m Dienste der christz
lichen Kulten un Gemeinnützigkeit entschädigungslos gewirkt hat, wird

VO dieser harten Ausnahmeverfügung getroffen.
VWie bitter der Gedanke, dafß CS NUr den Austritt aus dem Orden der

der Kongregation braucht, sich wieder 1n den GenuÄß der Übergangs-
renten setzen!

Gewiß wird man 1n den klösterlichen Niederlassungen auch hne
Übergangsrenten für die greisen Mitbrüder un:! Mitschwestern bis Zzu

Letzten mütterlich Sorge ge Dazu fühlt INall sich W1€e 1ın einer Fa
milie schon durch Clie Liebespflicht gedrängt. Es ist aber für solche alte
Leute doch auch hart wissen, dafß die andern für S1€e SOTSCH, arbeiten,
Almosen sammeln mussen. Da brachte die AH auch für die Ordens»
leute einNe grofße seelische Erleichterung: insbesondere auch für jene Se
n10ren und Seniorinnen, welche nicht mehr auf die ordentlichen Alters
renten rechnen konnten, brachte das NEUEC Bundesgesetz einen überaus lie  Z
en, erfreulichen Lichtblick, die Übergangsrente. Und dieser Lichtblick
der Liebe, welcher w1e€e e1in Sternlein VO Himmel 1n manches VerT:

gramte un verkümmerte Greisenleben VO Januar 1948 leuchten
begann, SO NUuU Januar 1950 wieder erlöschen, 1aber NUr „UNSCICN
alten Ordensleuten un Kongregationsmitgliedern ” Warum”? Weil s1€ 1NSs
Kloster gingen und Leben dem ienste Gottesreich un! der lei  Z  Z
denden Menschheit gewidmet haben un diesem Berufe bis ZUrX Stunde
treu geblieben sind

Erkläret mMIr, raft Olrindur,
diesen Zwiespalt der Natur?

ach Müllner

Beilage
Luzern, Oktober 1949 Beschwerdeschrift des Arnold Nußbaumer, Prof
vinzial, eingereicht der Ausgleichskasse des Kantons Luzern zuhanden der kan
tonalen Rekurskommission für die AHV, betr Kündigung der Übergangsrente.
ext 181 t£ PAL Sch

AÄAm Z September teilte die Ausgleichskasse des Kantons Luzern
den oben Angeführten*®® mit, da{fß S1Ee ihnen keine Rente mehr gewähren
dürfe Un:« s1e ihre Verfügung VO November 1948 mit Wirkung ab

Jantar 1950 aufheben mUuSsSse. Gegen diese Verfügungen erhebe ich im
Namen der Vollmachtgeber Beschwerde un: ersuche Sie, ihnen gemäßfs
Gesetz die eNTE ın bisheriger She weiterhin auszurichten.

103 Es werden ben die Namen VO Trel Kapuzinerinnen un! füntf Kapuzinern angeführt,
1n deren Aufirag das Provinzlalat die eschwerde führte 1e. m.
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Begründung
Zur Begründung We1sS d  1e Ausgleichskasse auf das eidg Versicherungs-

gericht hin, das mehreren Beschwerdefällen die Auffassung vertireten
habe daß Personen, die ohne Unterstützung durch erwandte der die
Öffentliche and ber alles Lebensnotwendige verfügen keine Über;
gangsrente beanspruchen können

Für die Beschwerdeführer tritft das nicht Z daß S1e hne Unterstütz
ZUNS durch erwandte der durch die Ööffentliche and ber alles Le
bensnotwendige verfügen

Der Kapuziner hat eın Vermögen Er mMu laut Ordensgesetz £e1m
Eintritt den Orden auf jedes, auch auf anwartschaftliches Vermögen
restlos verzichten un ZWAALr nicht unsten des Klosters, sondern
unsten der Verwandten oder der AÄArmen.

Ordensregel Kap „Dann sollen die Minister (Vorgesetzten) ihnen das
Wort des Evangeliums SAaSch da(ß S1E hingehen un all das Ihrige VeOL:
kaufen und sich bemühen sollen, CS den AÄArmen geben

Kap „Die Brüder sollen nichts Eigen haben, weder £ein Haus,
och Ort och irgend £e1INEe Sache Als Pilger Uun: Fremdlinge
dieser Weelt sollen S16 dem Herrn AÄrmut dienen un vertrauensvoll

Almosen bitten gehen
Der Kapuziner bezieht den täglichen Unterhalt SsSC1LINerTr Tätigkeit

wofür C kraft SC1NC65 evangelischen Armutsgelübdes NUur ein z Leben
notwendiges Naturaleinkommen übernehmen darf un: ZWAar Orm ©1:
18 Almosens das den Gemeinden, aftlg 1St unter dem Schutz
der kirchlichen un bürgerlichen Behörden VO  - Haus Haus SCSAM:
elt wird

Ordensregel Kap „Die Brüder, denen Gott die Gnade der Arbeit
gegeben hat sollen Ireu un:! andächtig arbeiten als Lohn der Arbeit

S1C für sich Uun!:! ihre Brüder die für den Leib notwendigen Dinz
SC annehmen

Der Kapuziner lebt also VO Almosen, das ihm die gläubige Öffent-z
lichkeit gewährt Auch dieses Almosen 1St VO:  - der Öffentlichen and
WEeNN uch nicht VO  - der amtlichen Ööffentlichen and Unterstützung
durch die SÖffentliche and 1St aber laut 4.°) Abs kein Hindernis
für die Auszahlung der Übergangsrente Dadurch uns die Rente SC
geben wird sind CNIS! auf das Almosen der ÖOftfentlichkeit ange  Z  D
1ces5ecn Weeil uch das Kloster WI1e das einzelne Ordensmitglied kraft des
Armutsgelübdes vermögensunfähig 1st geht CIM überflüssiges Almosen
nicht den Besitz des Klosters ber Es 1ST HNS ordensrechtlich VelIL.:
ehrt solchen Überfluß zinstragend thesaurieren sondern
MUu. irgendwie mittelbar oder unmittelbar der öffentlichen Wohltätigkeit
ZUSCWICSCH werden AÄArmensuppe, andere Armenhilte Waisenanstalten
un: Schule Dadurch und auch infolge uUuNnserer Gratistätigkeit 1St uns
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möglich geworden, Mittelschulen gründen 1in Kantonen, deren finan-z
„iellen Verhältnisse für den Unterhalt einer Kantonsschule nicht ausz

reichen würden, WwW1e 7 1n Stans un: Appenzell.
Wir berutfen uns auf den Woortlaut des Gesetzes rt. 42 „Anspruch

auf die Übergangsrente haben die 1n der Schweiz wohnhaften Schweizerz
bürger SOWeit das Jahreseinkommen unter Hinzurechnung e1ines
YEMESSCHNCH Teiles des Vermögens folgende (Grenzen nicht erreicht:
Fr. 2 000.—-:; 1 850.—; 1 /00.— (Gje ach den Ortsverhältnissen).

Da{fß uUuNsSeTEC Ordensmitglieder w1e uNnseTEe Klöster ein Vermögen
ben, 'ist bereits nachgewiesen. Will INan Einkommen, das uns durch
Almosen der Öffentlichkeit Jahr für Jahr zuf£ließt, nicht als Unterstütz
ZUNS durch die Öffentliche and un damit als nicht anrechenbar gel-
ten lassen, ist daß dieses Einkommen sicher nicht die
setzliche TEeNZEe erreicht, besteht doch 1n Wohnung, Nahrung
un Kleidung. Gem t. 58 Abs 1, HVV wird für Verpflegung un
Unterkunft Fr 150.— bzw. 000.— oder 8& 5(). — 1n Rechnung gestellt.
Dazu ame für Kleider TUnN:! Fr. 50.— PTO Jahr amit 1st auch die Be
dürftigkeit nachgewiesen.

Der Lebensunterhalt des Kapuziners ist also LUFTC durch die Öffentliche
Wohltätigkeit gesichert. Wenn diese unterbunden werden sollte, der
irgendeinem Grunde versagt, ist C die Verwandten der die Ar
menbehörde gewlesen. Dafß uUuNseTE alten Leute leben können, verdanken
S1€E ihren jungern Mitbrüdern, die für s1€e Almosen gehen. Es besteht
1ber keineswegs e1Ine zivilrechtliche Verpflichtung, für Ss1e SOTSCH.

Die Unterstützung durch die Ööffentliche and ist e1n Hindernis für
die Auszahlung der Übergangsrente. Nun 1aber gelten kirchenrechtlich
uUNsSeCTEC Klöster für SÖffentlich rechtliche Institute. Wir berufen uns auf
einen Artikel VO Dr. Achermann 1ın der Schweiz. Kirchenzeitung
r 21 Seite 246) unter anderem ausdrücklich ge wird „Ma{ß  Z  Z
gebend 1st der Ordens  Z  Z und Kongregationsbericht ach Kirchenrecht.“
Wenn also Orden ein Ööffentlich rechtliches nstitut 1Sst; müdflßten
den Mitgliedern die Kenten ausbezahlt werden, auch WECeNnNn s1€e VO Or
den eiNne gesicherte Unterstützung hätten, W as nicht der Fall ist. Andere
alte Leute werden VQ der Armengemeinde unterstutzt und erhalten den.  Z
noch die Rente Die unsrigen werden VO' der Ordensgemeinde unter:
S  Zl welche ach der Interpretation des Gesetzes Öffentlich rechtlichen
Charakter hat

Bei den Frauenklöstern, die meiner kirchlichen Verwaltung unterstellt
sind, un:! für welche ich Beschwerde einzulegen beauftragt bin, liegen
die Vermögensverhältnisse etwas anders. Ihre Sökonomische Situation ist
aber gegenwartig geradezu beängstigend. Aus diesem Grunde wurden
S1€e offenbar auch seinerzeıit VO  - den kantonalen Behörden ZU eZug
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C1€I Übergangsrente förmlich eingeladen, da Kennern der Verhältnisse
ihre tatsächliche Notlage nicht verborgen blieb und ach Abhilfe rief
Diese prekäre Lage der Schwestern-Häuser ann jederzeit nachgeprüft
werden.

Da die Schwestern nicht wWw1€ die Kapuziner durch Almosengehen jähr-
lich die Ööffentliche Wohltätigkeit appellieren können, hat das einzelne
Kloster se1it der Gründung ein bescheidenes Vermögen, das sS1e das „Gez
meindevermögen‘“‘ NECNNECN Aus dem ag desselben ist für den Unter-z
halt der Gemeinschaft, für ach un Fach SOW1€e auch für die Entrich;
tung der Vermögenssteuer autftzukommen. Der Vermögensertrag genugt
aber keineswegs für 1' genannten Zwecke, w1€e aus den jährlichen Defi.
zıten hervorgeht.

Aus diesem Grunde un kraft kirchlicher Vorschrift ist für die einzelz
Nen Schwestern durch deren Angehörige oder durch die Ööffentliche
Wohltätigkeit eine bestimmte Summe, Mitgift genannt, deponieren
un: mündelsicher anzulegen. Durch den /insertrag soll das Kloster 1m
Unterhalt der Schwestern unterstützt werden. Die Mitgift ist oft außerst
bescheiden Uun: beschränkt sich manchmal auf e1in PdAdar hundert Franz
ken, daß sS1€E€ bei den heutigen Zinsverhältnissen einen sehr bescheiz
denen Beitrag den Unterhalt der Schwestern iefert.

Das gleiche ist VO Einkommen, das durch die Arbeit der
Schwestern hinzukommt. In einzelnen Klöstern ist e1Nn eil der Schwez
stern 1n der Schule tatıg; doch sind die Löhne klein, da{fß s1e nicht
genugen, die Klöster aus ihrer Notlage herauszubringen. SO erhält
das Kloster Solothurn für die Führung einer Mädchenschule mıiıt sechs
Lehrerinnen als Beitrag Fr. 2 000.— Andere Tätigkeit der Schwestern:
Herstellung (0)701 Paramenten, gottesdienstliche Artikel, Stickerei, tragen
NUFr eine spärliche Entschädigung ein

Diese wirtschaftliche Notlage, welche 1n uUuNnsern Frauenklöstern besteht,
wurde durch die Renten fühlbar verbessert. Die ilfe kam tatsäch-
lich 1n höchster Not Wer diese Klöster kennt, wird bezeugen mussen,
daß die Schwestern überaus irmlich leben, Ja geradezu darben mussen.
Es dürfte bezeichnend se1n, dafß 1n den etzten Zzwel Jahren e1Ines dieser
Häuser gleichzeitig 1er Jungenkranke Schwestern 1in Sanatorien verpfle-
SCN mußfte. Für diese Schwesternhäuser ware die Einstellung der Kente
ach kurzer eit en sechr harter Schlag un e1iINEe bittere Enttäuschung.
Es würde aber auch als Ungerechtigkeit empfunden 1n jenen weıiten
Kreisen, welche mi1t den Verhältnissen 1n diesen äusern vertraut sind;
un das mehr, da Ja die Zahl dieser klösterlichen Rentenbezüger
sehr klein ist und mit jedem Jahr abnimmt un bei deren Ableben die
AH  D durch s1€e€ mıit keinen Hinterlassenen-Renten belastet wird

Das Eidg. Versicherungsgericht beruft sich auf die Absicht des
setzgebers, dem Art 42, der eine klare un absolute Fassung hat,
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eine konditionelle Auslegung geben. Wer ist der Gesetzgeber? Ofz
fenbar die Mehrheit des Schweizervolkes; un CS 1st gut w1e sicher,
daß gerade die Gewährung der Übergangsrente auf die Annahme des
Gesetzes einen großen Einfluß hatte Wir sind überzeugt, da{fß nicht
die Absicht des Gesetzgebers ist, diesen Schwestern oder den Kapuzinern
die Altersrente vorzuenthalten.

Das Versicherungsgericht geht VOonNn der Überzeugung AauUs, daß dieser
Artikel das tatsächliche Vorhandensein der Bedürftigkeit voraussetzt. Die-z
sC5 Bedürfnis se1 19188  - 1n den Klosterverbänden nicht vorhanden, die
einzelnen Mitglieder durch die Ordensgemeinde gesichert selen. Es Mag
sSe1nN, daß diese Sicherung 1n einzelnen Ordensverbänden vorhanden ist,
Wenn das Kloster oder Mutterhaus den Mitgliedern den Unterhalit
ter gewissen Bedingungen vertraglich 7zusichert un: dazu auch genügend
Mittel hat Offenbar will ber das Versicherungsgericht mi1t seinem Ent:
scheide nicht ag  jene Mitglieder VO  - Orden, Kongregationen un religiö-
SC1Il Vereinen treffen, bei welchen diese Sicherung hne Zufluchtnahme
ZAUE Ööffentlichen and oder Wohltätigkeit nicht vorhanden ist, w1e
1im Kapuzinerorden sicher zutritft. Die Prasumption des Richters hat VOTL

der nachweisbaren Wirklichkeit ach allgemeinem Moral:  Z  Z und Rechtsz
grundsatz zurückzutreten.

Wir besonders deshalb diese Beschwerde einzulegen, weil
WIrTr seinerzeit Zu ezug der Übergangsrente VO seiten der kantonalen
Behörden eingeladen wurden un das schon ZUr eit der Übergangsord-
NUNS och mehr wurden WIFr S VA0! aufgefordert auch bei gelegentlichen
Besprechungen 1m Bundeshaus, als das AHV-:Gesetz in raft trat und
uns plötzlich mit den obligatorischen Beitragen finanziell nicht unbez
trächtlich belastete. Es schien uns deshalb durchaus angezeigt se1n,
den Anspruch auf die Übergangsrente gemäafß Art. 42 des Bundesgeset-
zZes'tzu erheben, 188 n die Entrichtung .der Beitrage VO Anfang et{was

erhalten un die Öffentliche Wohltätigkeit hiefür weniger beanspruz
chen mussen. Um mehr empfinden WIFTr schmerzlich, da{(ß heute
uns dieser ag für die alten Leute wieder hinfällig werden soll, DUr

weil s1€e€ Mitglieder e1Nes religiösen Ordens sind
uch unNnsSseTEC Ordensangehörigen mu{fßten e1in solches Vorgehen als

Ungerechtigkeit empfinden, wWwWenn s1e einz1g deshalb, weil s1e Ordens  Z
leute sind, die Übergangsrente verlieren sollten. Sie haben 1m Interesse
der Armen auf jedes Vermögen w1€e auch auf die persönliche Erwerbs-z
möglichkeit verzichtet, eigentumslos ihr SaNzZCS Leben 1mMm Dienste der
christlichen ultur un Gemeinnützigkeit in Schule, Seelsorge und Arz
mendienst zuzubringen. Es 1st begreiflich, dafß VO solchen annern
und Frauen, die £ür Unterhalt un: Pflege auf ihre Mitbrüder und Mitz
schwestern angewlesen sind, für hart und ungerecht empfunden wird,
W ihnen NUun die Wohltat e1ines neuzeitlichen, sozialen Werkes B-  e
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auf gleiche Weeise zukommt wWIe andern Schweizerbürgern und Schweiz
zerbürgerinnen

Aus diesen Gründen sehe ich mich als Oberer genO(Tigt, Namen
der tfüntf Kapuziner und der drei Kapuzinerinnen Beschwerde NZU:
reichen m1t der dringenden Bitte, uUuNnseTrTe Lage wohlwollend überprü-
fen un angesichts der vorgelegten Gründe ihnen auch Zukunft die
Übergangsrente der bisherigen SÖöhe auszuzahlen

Beilage
Luzern, 1950 TNO Nufßbaumer, Provinzial teilt dem Eidg
Versicherungsgericht für AHV Luzern mMit Namen der Provinz erkliäre

Berufung des Bundesamtes für Sozialversicherung Anschlußberufung
ext ıs PAL Sch 1169.2.4/2b

Wir bestätigen den Eingang Ihrer Zuschrift VO April 1950 un tel:
len Ihnen mi1t daß die Berufung des Bundesamtes für Sozial-z
versicherung Anschlußberufung erklären

Begründung
Mit den allgemeinen Ausführungen des Bundesamtes für zialver=

sicherung können nicht gehen, da S1C den Kern der Sache
cht treffen Wie bereits uUuNnseTreTr Beschwerde VO Oktober
1949 dargelegt haben erreicht das FEinkommen der Kapuzinerinnen, SO:
fern solches überhaupt vorhanden 1ST, auf keinen Fal]l die 58
der HVV vorgesehenen Trenzen. Das Bundesamt für Sozialversiche:
rung 1st ber diesen Punkt kommentarlos hinweggegangen.

Wir halten nach WIC VOTLT dafür, daß höchstens bei denjenigen Schwez
stern, die der Schule atıg sind Verpflegung un Unterkunft an
rechnet werden ann Hier 1st 1aber die Bestimmung des 58 der
AHVV maßgebend Die Einkommensgrenze wird wesentlich unterschritz
ten weshalb der Ausrichtung vollen, einfachen Rente nichts
Wege steht Es sSsCc1 noch besonders betont da{ die Petentin nicht
werbstätig 1St Ergänzend möchten och darauf hinweisen, da{fß die

Frage kommende Schwester über keine Mitgift verfügt Sie 1st
eit den Orden eingetreten die Mitgift sotfort un unwiderruflich
dem Gemeinschaftsvermögen einverleibt wurde Die Verpflichtung, die
Mitgift deponieren und mündelsicher anzulegen, X1istiert erst se1t dem
Jahre 1924

Selbst wenn INan den Ausführungen der Rekurskommission 1€:
sSsem Punkte beipflichten könnte, würde INan keinem andern Resultate
kommen W1C beigelegte Erklärung der Bank Weck Aeby Cie Freiz
burg, ber das Einkommen des Klosters mi1t aller Deutlichkeit beweist
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Diese Zahlen sprechen eine deutliche Sprache, daß WIr nichts beizuz
fügen haben Es wird niemand wollen, daß die Schwestern bei
einem Einkommen VO aum 0.— )1u  ber all das verfügen, Was nach
landesüblichem Ma stab Zr Lebensunterhalt notwendig ist.  i

Die Schwestern könnten überhaupt nicht existieren, WenNnn sie nicht
durch Wohltätigkeit unterstutzt würden. SO haben s1e 1m VErgaNgCNCH
Jahr durch Vermittlung aus dem Ausland om Fr 000.—- erhalten,

die dringendsten Schulden bezahlen.
Dafß die Schwestern iın größter Bedürftigkeit leben, ist in Freiburg bez

kannte Tatsache. 1n e Untersuchung Ort un Stelle würde das sicher
bestätigen un Tatsachen ans Licht bringen, welche dem Eidg. Versiz
cherungsgericht den Entschlufß sehr erleichtern könnten, diesen wirklich

Schwestern diie Übergangsrente nicht entziehen. ber diese
Tatsache der wirklich vorhandenen Bedürftigkeit dieses Klosters ist die
AH  A einfach hinweggeschritten mit der Berufung auf die Ordenssatzunz
SCNH, durch welche der Orden verpflichtet ist, für den Unterhalt der
Schwestern SOTSCH. Tatsache ist aber, daß das Kloster azu nicht 1n
der Lage ist, sondern auf die Hilfe der Öff£entlichkeit un VO: Drittper-

angewlesen ist „Prxsumptio cedit veritati ‘ , ist sowohl Rechtsz w1e
Moral:Grundsatz.

Wir finden die Rückweisung die Ausgleichskasse nicht für glück;
ich ach unNnseTEIN Dafürhalten ware Sache der Rekurskommission
SCWESCH, diese VO verlangte Untersuchung selbst durchzuführen.
Übrigens mu{fßte diese Untersuchung schon durchgeführt werden, als der
Schwester die Rente zugesprochen wurde Tatsächlich geschah das schon
durch die Ausgleichskasse Freiburg. Zudem mu{ berücksichtigt werden,
dafß wiederum ein Beschwerdeverfahren aufgezogen werden müßte, wenn

WIT mit den Ausführungen der Kasse nicht einig gehen könnten. Wir
möchten noch besonders erwähnen, daß Sachen entscheiden gibt,
die absolut 1Ns richterliche Ermessen fallen Solche Leerläufe sollten ach
uNnserer Ansicht vermieden werden.

Wir gestatten NS, Sie bitten, WeEeNN immer möglich, uns einer
mündlichen Verhandlung vorzuladen, damit WIr och mit ergäiänzenden
Auskünften dienen können.
Antrag
Wir beantragen Ihnen

Die Berufung des Bundesamtes für Sozialversicherung abzulehnen.
Unsere Anschlußberufung gutzuheißen.
Der Petentin weiterhin die volle, einfache Altersrente gewähren.
Die Rekurskommission des Kantons Luzern mit den Erhebungen

beauftragen, falls die VO  - vorgeschlagenen Abklärungen tatsächlich
och einmal durchgeführt werden mussen, bzw den Fall a die SCHNANN-
te Kommission zurückzuweisen.
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Beilage
Luzern, 19. September 1950 Das Eidg. Versicherungsgericht für AHV in
Luzern teilt den Beschwerdeführern mıt, die Berufung durch Rückzug e1r”
ledigt ‚e1.  >4
ext 15 PAL 1169.2.4/10

Beschluß VO 19. September 1950
In der Berufung
des Bundesamtes für Sozialversicherung 1n Bern

in Sachen
Sr. Kloster N., Beschwerdeführerin Uun:! Berufungsbeklagte,
vertreten durch das Provinzialat der Schweizer Kapuziner, Wesemlin,
Luzern

Ausgleichskasse des Kantons Luzern in Luzern, Beschwerdegegnerin,betreffend einfache Altersrente (Übergangsrente),
hat der Präsident

ach Einsicht der Berufung des Bundesamtes für Sozialversicherung SC
SCH einen Entscheid der kantonalen Rekursbehörde,

der Erklärung des Bundesamtes für Sozialversicherung VO Septem-
ber 1950, daß Bezug nehme auf die VO Eidg. Versicherungsgericht
in den Urteilen 1n Sachen Galliker, Saillen VO 10. August 1950
ber den Anspruch der Klosterinsassen auf Übergangsrenten gemachten
Ausführungen un gestutzt auf diese Rechtsprechung seine Berufung
rückziehe,
beschlossen:

Die Berufung wird als durch Rückzug erledigt VO. Geschäftsverz
zeichnis abgeschrieben.

Es werden keine Gerichtskosten auferlegt.
Dieser Beschluß ist den Beschwerdeparteien, dem Bundesamt für

zialversicherung und der kantonalen Rekursbehörde zuzustellen.

Beilage (

Bern, April 1950 Votum des P. Arnold, Provinzial, betr.
setzgebung unı Beitragspflicht der Schwesternschaften ohne Gelübde, anliäßlich
einer Sitzung mit Vertretern VO' religiösen Gemeinschaften.
ext 17 PAT. Sch (Protokoll).
104 Die Namen der Beschwerdeführerin und des OSiers sSind ler ausgelassen; alle Ka-

puziner und Kapuzinerinnen, die in der eichen Angelegenheit Berufung einlegten, C I -
hielten einzeln das gleiche Formular mit dem eichen Text,.
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Artikel 10 des Bundesgesetzes ber d1e AH  A (20. Dezember
legt OTrmMen betreffend die Beitragspflicht der nichterwerbstätigen Verz
sicherten fest In Absatz un: bestimmt der genannte Gesetzesartikel,
da{fß nichterwerbstätige Versicherte, die aus Ööffentlichen Mitteln der
VOIN Drittpersonen unterhalten oder dauernd unterstutzt werden, ebenso
Lehrlinge, die keinen Barlohn beziehen, SOWI1e Studenten als Muonatsbeiz
trag lediglich einen Franken entrichten haben In Absatz wird des
weltern bestimmt, daß der Bundesrat die Beiträge für weitere Gruppen
Nichterwerbstätiger, welchen die Entrichtung höherer eiträge nicht
gemutet werden kann, auf einen Franken Monat festsetzen annn

Die Vollzugsverordnung VO 31 Oktober 1947 bestimmt DU  - ın Ar.
tikel Z „weltere solche Gruppen VO Nichterwerbstätigen , welchen die
Entrichtung höherer Beiträge nicht zugemutet wird Darunter werden
(Abs. 3) auch „Mitglieder religiöser Orden der Kongregationen ‘ sc
Nannt, SOowe1lt s1€e nicht 1m Dienste e1Nes Dritten stehen, der ihnen, dem
Kloster oder dem Mutterhaus eine Bar-z der Naturalentschädigung SC
ährt

In der Auslegung der Worte „Mitglieder religiöser Orden der Konz
sregationen wurde 1U wesensbestimmend un: ausschließlich auf den
Begriff der „evangelischen Gelübde‘ 1mM Sinne des katholischen Öfftentz
lichkeitsrechtes abgestellt. Daraus ergab sich als Folgerung: religiöse
Schwesternschaften, die W1€e die reformierten Diakonissen der ähnliche
katholische Vereinigungen, welche sich untfer Verzicht auf persönlichen
Eigenerwerb und auch Verzicht auf persönliche Domizilfreiheit Sanz dem
Dienste der Gemeinnützigkeit widmen, können nicht als Nichterwerbstä:z
tige 1m Sinne VO  } 10, Abs und des Bundesgesetzes SOWI1e der
Vollzugsverordnung. rt. 27 Abs betrachtet werden un:! mussen auf
die dort gewährte Vergünstigung verzichten. Der rund hiefür ist einzig
die Tatsache, da{fß die Angehörigen solcher Verbände protestantischer un
katholischer Konfession keine Öffentlich rechtlichen Gelübde 1m Sinne
des katholischen Kirchenrechtes ablegen, d. h. weil ihre vertragliche In
korporation in die betreffende Genossenschaft auf die kirchlich dogma-
tische Form einer Öffentlich rechtlichen Gelübdeablegung verzichtet. Dafß
aus diesem einzigen Grunde den genannten Schwestern die Vergünsti:  Z
SUNgs der Vollzugsverordnung Art Zl Abs bisher verweigert wurde,
WIT: vielfach als Härte Uun: Unbilligkeit empfunden.

Es ist deshalb wünschbar, dafß das begriffliche Element „„des Öffent-
lichen evangelischen Gelübdes‘“ als Wesensmerkmal aus der Definition
des Begriffes „Orden Uun: Kongregationen‘ 1m Sinne der AHV-:Gesetzz
gebung ausscheide. Es rag fast et{was Konfessionelles, sicher etwas Mehr.
deutiges in die Interpretation der AHV-Gesetzgebung hinein.

In der katholischen Gelübdeablegung als Rechtsmittel zu Anschlufß
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einen SÖffentlich rechtlichen kirchlichen Personenverband liegt ein diop-
peltes Element: eine innere Gewissensbindung Gott gegenüber un eine
rechtliche Bindung dem Verbande gegenüber. Die erstere Bindung C:
gehört entscheidend VOTLT das kirchliche Innenforum, das zwelte dagegen,
der Inkorporationsvertrag, VOTLr das Tribunal der 3ußeren Beziehungen
un: Verpflichtungen. Die beiden Elemente sind voneinander trennbar.

Nichts hindert, daß die öffentlich rechtliche Bindung einen reli  E
giöszkirchlichen Personenverband auch ohne Gelübdeablegung mi1t voller
Rechtswirkung zustandekommt, durch Vertrag.

Tatsächlich sind solche Verbände un Bindungen ohne Gelübde
katholischen Kirchenrecht auch vorgesehen C(Tit des kirchlichen Per.  Z
sonenrechtes, C cCan.  3—68J1, Constitutio „Provida Mater Ec
clesia‘‘ VO Februar Solche kirchliche Verbände mi1t SÖffentlich
rechtlicher Vertragsbindung bestehen heute auch 1n der Schweiz, B. die
Missionsgesellschaft Bethlehem VO Immensee: die Liebfrauenschwestern
VO  e} Zug; die Fürsorgerinnen des Seraphischen Liebeswerkes in Solo.
thurn: die St. Anna-Schwestern, Luzern: die St Katharina-Schwestern, B.
sel un wohl noch andere. W as intri und AÄustritt au$s dem Verband,
SOWI1€E Was berufliche Bindung un:! persönliche Erwerbslosigkeit betrifft,
stehen S1€E kirchenrechtlich auf dem gleichen Boden w1€ die sogenannten
„Kongregationen

arft ı7E kurz eiIne Übersicht ber die Personenverbände geben, ‘welche
das kirchliche Vereinsrecht (cc. 487—72 außer den Verbänden, die
unmittelbar der mittelbar göttlichen Rechtes sind kennt un: die 1im
Sinne der AH  Z katholischerseits in Betracht kommen könnte: sind
sieben Kategorien:

Orden: Kongregationen; Gesellschaften ohne Gelübde; Säkur-
larinstitute: 5. Weltliche Drittorden: Bruderschaften:;: Fromme Verz
einigungen (Pize uniones).

Die Kategorien 5—/, also die weltlichen Drittorden, die Bruderschaften
und übrigen frommen Vereinigungen (sog „Sodalitäten‘‘) kommen als
Nichterwerbstätige Sinne der AH  Z schon aus dem Grunde nicht 1n
Frage, weil das Kirchengesetz ihnen die evangelischen ate nicht aufer-
legt, ihnen die dauernde Wohn: un: Erwerbsgemeinschaft grundsätzlich
nicht gestattert, sondern sich damit begnügt, sS1e einer z höheren
christlichen Lebensweise anzuleiten, un ZWAdarl inmitten un: nach der
des weltlichen Gesellschafts- un Erwerbslebens.

Was die Kategorie d die Säkularinstitute, die neueste Verbandsform,
betriff£t, ist 9 da{fß das allgemeine Kirchengesetz (Constitutio
„Provida Mater”‘), woraut s1e beruht, ihren Mitgliedern weder die: Wohn  Z
gemeinschaft och den Verzicht auf Eigenerwerb auferlegt, ‚;oohl aber
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die Verpflichtung satzungsgemäßen Beobachtung der Te1 evangeli-
schen äte (z B. zum Zölibat). Berufsleben soll sich aber gemäß Ge.
setzgebung inmitten und nach Art des eltlebens gestalten.

Es scheint, die Mitglieder dieser Verbandstorm als Nichterwerbsz
tatiıge Sinne und e15 der AHV-Gesetzgebung NUr gelten können,

s1€ die Wohngemeinschaft und den Verzicht auf Eigenerwerb
durch ihr Verbandsstatut der durch Verbandsbeschlufß den Mitgliedern
auferlegen.

DDie Kategorien 1—3, d. h. die Orden, Kongregationen und ähnlich OT:

ganisierten Gesellschaften hne Gelübde haben folgende rel Wesensz
merkmale geme1insam, die Verpflichtung ZUur Beobachtung der evangeli-
schen äte (wenn auch nicht gelübdemäßig), die Verpflichtung ZUr

Wohngemeinschaft, die Verpflichtung Z Erwerbsgemeinschaft.
Diese drei Verpflichtungen, die durch allgemeines Kirchengesetz un!

eigenes Verbandsstatut Öffentlich rechtlich nOormiert un gesichert sind, 1n:
teressieren offenbar die AHV-Gesetzgebung, SOWI1e€e deren Auslegung und
Anwendung. In diesen drei Belangen stehen die re1 genannten Verbän:
de rechtlich faßbar auf dem gleichen Boden

Demgemäfß dürften, bei Ausschaltung des katholisch-dogmatischen G:
lübdebegriffes, im Sinne der Vollzugsverordnung ZU. Bundesgesetz ber
die Altersz un Hinterlassenenversicherung (Art. 27 Abs. 3) jene reli  E
g10sen Personenverbände, „„‚denen die Entrichtung höherer Beiträge (als
monatlich einen Franken) nicht zugemute werden annn  6 (BG Art 10,
Abs. 2) zählen se1n, welche kraft allgemeinem Kirchengesetz der €el:

Verbandsstatut ihre Mitglieder 1m Dienste der Gemeinnützigkeit
rechtlich belangbar ZUr. Beobachtung der TEe1 evangelischen Räte, m

nigstens Z Verzicht auf Eigenerwerb un
grundsätzlich ZUrFX.. Wohngemeinschaft verpflichten.

Gemä{fß dieser Begriffsbestimmung mu{ften auch jene religiösen Verz
bände, die sich ohne Öffentliche Gelübdeablegung rechtlich faßbar ZUrLrC

Wohnz Uun: Erwerbsgemeinschaft, PCSD persönlichen Erwerbslosigkeit CI

pflichten, 1m Sinne der AHV-Gesetzgebung den Gruppen der Nichterz
werbstätigen 1m Sinne der Art. 10; bs. 2 un: rt. 27 bs. 3
zugezählt werden.

11 Dabei nicht übersehen werden, daß bei dieser Auffassung die
Vergünstigung der Nichterwerbstätigen 1m Sinne der Vollzugsverord-
NUNg 27 Abs in gSanz natürlicher Gesetzes-Interpretation (BG
Art 10 bs.2 uch Verbänden nichtkatholischer Konfession, welche die
genannten begrifflichszorganisatorischen Voraussetzungen erfüllen, zu
kommen könnte un müßte. Ich denke beispielsweise die Diakonisz
sen- Verbände, welche auftf religiöszkirchlichem Boden 1mM: Si_nne des Evanz
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geliums ihre Mitglieder dauernd ZAUT Wohn und Erwerbsgemeinschaft 1m
ienste der Armen und Notleidenden verpflichten, aber eine Bindung
gemäfs katholischem Dogma ll'ld Kirchenrecht ablehnen.
Dies me1ine Überlegungen. Es iSt wohl wünschbar, da{fß die Interpretation
der AHV-Gesetzgebung 1n dieser Richtung eine Möglichkeit suche, die
Anwendung e1INeESs großen Sozialwerkes VO einer Härte befreien, welz
che sowohl 1n protestantischen w1e 1ın katholischen Kreisen als etwas
Kleinliches Uun: zugleich Schmerzliches empfunden wird

Beilage
Bern, 6. Juli 1950 Gutachten VO:  =) P. Arnold Nufßbaumer, Provihzial‚ auf
einer Konterenz 1n Bern, WOT1IN auf den Unterschied zwischen Diakonissen.
un: den analogen katholischen Schwesternschaften hinweist.
ext 18 PAL Sch u Msc.)

Der Entwurf für das Kreisschreiben Nr 24 versucht, außer den religiz
SCI1 Orden un Kongregationen auch die Mitglieder „anderer religiöser
Vereinigungen, deren Mitglieder ein gemeinschaftliches Leben führen,
aus religiösen Otiven ihre Arbeitskraft in den Dienst der Verz
ein1gung stellen un zugunsten der Gemeinschaft auf persönlichen Er
werb verzichten“‘ 1m Sinne der HVWV Art. 27, Abs 1n bezug auf Beiz
tragspflicht der Kategorie der Nichterwerbstätigen HV Art 10,
Abs.2 zuzuzählen un:! damit NUur mıit der minimalen Beitragspflichtbelasten.

Dieses streben des genannten Entwurfes des Bundesamtes begegnet
Nun, VON seiten der Diakonissenverbände, Bedenken, deren Erörterung
Zweck dieser Konferenz se1in soll

Die Diakonissenverbände un die katholischen Gemeinschaften, die keine
Öffentlich rechtlichen Gelübde ablegen un deshalb keine Ordensleute
sind, verhalten sich 1ın wesentlichen Elementen weithin parallel e1nNnanz
der Im Anschluß ihre kirchlichen Urgane widmen S1e ihre Ar:
beitskraft dem berufsmäßigen Dienst „an Kranken, Armen un Hilfs-
bedürftigen aller Art“ Rahn, Pfarrer, In Unser Dienst Bruder,
die Werke der innern ission un evangelischen Liebestätigkeit in der
Schweiz, 254) „„Die Diakonissen ihre Arbeit des Herrn wil:  Z
len hne Lohn‘ (Ebenda) Also religiöses Berutsmotiv un 2Zu USSC:  A  D
sprochener Anschluß die Kirchenbehörde: „Das eine aber se1l noch
schr deutlich ausgesprochen: die verschiedenen Mutterhäuser betrachten
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sich mit ihren Diakonissen, immer diese auch in Arbeit stehen moögen,
als in Dienst M  INIMCN durch die Kirche Jesu  i (Ebenda 255) 1e schr
die Diakonissenverbände VO Gedanken des gemeinschaftlichen Lebens
beseelt sind, zeig folgendes Zitat AaAus der nämlichen Schrift A1Das Mut:
terhaus ist die Stätte der Sammlung, der Ausbildung, der Sichtung, der
Aussendung un: der Fürsorge für die Schwestern in allen Lagen und
bis 1NSs Alter Denn das Mutterhaus gibt ihnen ihre berufliche Zurüstung;
dasselbe Mutterhaus sendet seine „Töchter“ in die mit dem Mutterhaus
verbundenen Arbeitsposten (Stationen); 1Ns Mutterhaus kehren die Schwez
Stern zurück 1n Zeiten der Erholung, der Krankheit un des Alters Für
SE1INE Schwestern ist das Mutterhaus „Heimat‘; sorgt für seine „Kin:
der‘“‘ nach Leib un Seele Das Mutterhaus bildet eine Arbeitsz, Glaubens-
und Lebensgemeinschaft“ (Ebenda 254 f.)

Diese Stellen entnommen einer Veröffentlichung (1940) die VO
Schweiz. Verband für innere ission un evangelische Liebestätigkeit her  Z
ausgegeben ist zeigen klar, w1e€e die Diakonissenverbände und die ka
tholischen Verbände, welche das 2412 1m Auge hat, 1n bezug auf Be.
rufsstand, Tätigkeitsweise, Verzicht auf persönlichen Erwerb sich gerade-

identisch verhalten, 1es insbesondere auch in bezug auf die Führung
e1ines gemeinschaftlichen Lebens un: den unterordnenden Anschluß
die leitenden Organe ihrer Kirche.

Es se1 indessen auch auf einen tiefgreifenden un:! insbesondere recht-z
ich belangvollen Unterschied hingewiesen, der 7zwischen den beidseitigen
Verbandsarten besteht, nämlich das Recht auf Wiederaustritt ach der
endgültigen Aufnahme 1ın den Verband. Recht und Freiheit des Wieder.  z  Z
ustrittes wird den Mitgliedern der Diakonissenverbände grundsätzlich
un! unbehindert zugestanden. „Den Schwestern steht das Recht des Aus-z
trıttes auch nach der Einsegnung Zzu (Ebenda 256) Die Mitglieder der
katholischen Verbände, welche hier ın Frage stehen, verpflichten sich bei
der endgültigen Aufnahme gemäß Kirchengesetz un Verbandsstatuten
auf Lebensdauer.

In dieser Fesstellung dürfte, nebst einigen Hemmungen un Imponde-
rabilien weltanschaulicher AÄrt, der tiefste rund liegen, wWwWenn auf seiten
der Diakonissenverbände Bedenken bestehen, sich den W eisungen des
geplanten, NEeEUE KS 24 unterstellen. Die Bedenken sind nicht unbe;
gründet. Die Diakonisse hat eben en persönliches Interesse daran,
S1e, on ihrem Rechte Gebrauch machend, aus dem Verband austritt und
die dorge für ihre Person der den Haushalt auf die eigene Schulter
nimmt. Bei den Mitgliedern katholischer Verbände ist dieser Fall NUr als
etwas Außergewöhnliches, als Ausnahme denkbar un rechtlich möglich,
nämlich WEeNnNn e1in entsprechend schwerwiegender rund die Lösung der
eingegangenen Verpflichtung auf Lebensdauer durch die kirchliche Auto.
tat sechr wünschbar der Sal nOtig macht
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Vielleicht ist VO Interesse, wWwWenn ich als Beispiel die Aufnahme-
formel hersetze, womıit die Fürsorgerinnen des Seraphischen Liebeswerkes
sich verpflichten: Die unterzeichnete Fürsorgerin des Seraphischen Liebes  C  Z
werkes, Fräulein tritt hiemit (für sechs Jahre) auf Lebensdauer 1n die
Fürsorgerinnenvereinigung e1nN un verpflichtet sich durch diesen Eintritt
vertraglich, Leben nach Maßgabe des kirchlichen Gesetzbuches un:
der Satzungen dieser Genossenschaft 1n Unterordnung untier die recht:
mäfßßigen Vorgesetzten dem Dienste der barmherzigen Liebe weihen.

8
Der erwähnte Unterschied Wesen der Diakonissenverbände gegenüber
den gelübdelosen katholischen Gemeinschaften 1ßt 19088  - nicht blofß die
Bedenkien auf se1iten der Diakonissen verstehen, sondern uch die wohl
einstimmige Zustimmung ZU! 242 VO  3 seiten der analogen Verbände
katholischerseits. Dazu wird die Beachtung des Unterschiedes ohl auch
den Weg zelgen, auf welchem die Diakonissenverbände dem Einbezug
des NCUCHN Kreisschreibens entgehen, während sich dessen Anwendung
auf die katholischen Gemeinschaften ohne weiliteres ergibt

Fügt nämlich 1m genannten Kreisschreiben Abschnitt nach den
Worten „ihre Arbeitskraft‘‘ (Zeile 4) die Bestimmung „auf Lebens-z
dauer‘‘ e1N, wird der Geltungsbereich des 241 automatisch auf die
katholischen gelübdelosen Gemeinschaften eingeschränkt un die Diako  Z  Z
nissenverbände kämen außerhalb seinen Wirkungsbereich liegen.

Dadurch dürfte auf einfache Art die Lösung der Schwierigkeit gefun-
den werden können, die sich dem allseits wohlgesinnten Bemühen des
Bundesamtes lästig immer wieder 1n den Weg gestellt hat die katho-
lischen Gemeinschaften erhalten, wWas VO ihnen erstrebt wird, die Diako.  Z  Z
nissenverbände werden nicht dem verpflichtet, Was ihnen nicht SYIMM-
pathisch ist.

105 Als Muotiv der Berufstätigkeit ist „ausgeschlossen.. . die An
schauung, als ob der der Diakonisse erwählte jungfräuliche Stand

sich un VOL Gott einen Vorzug habe VOTL dem Ehestande. Nur
deshalb soll die Diakonisse ehelos bleiben, weil der Ehestand mit ihrer
Berufstätigkeit unvereinbar ist  6 (Herders Kirchenlexikon [1884] 1688

„Der eruf der Diakonisse un nichts anderes verlangt VO  - den
ehelosen Stand Wenn irgend e1in anderer Gesichtspunkt 1er hereinspielt,

auch ganz leise etwa der Gedanke sich geltend machen wollte,
als verdiene der ehelose Stand als solcher VOTLF dem ehelichen den Vorzug,

ständen WIr Anfang der schiefen Ebene, deren Ende Mönchs-z

105 ese Zitate hat P. Referent ın seinem Manuskript als vermerkt, die 1n seinem
OoLum ausnützte, die Ansichten der Diakonissen beir. Jungfräulichkeit und Ehe dar-
zulegen.
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und Nonnentum der katholischen Kirche ist; uns Gott 1n Gnaden
bewahren wolle Da gilt Principlis obsta.“ (Schäfer, Die weibliche Dia:
konie, L11} [1894] 114; Herders Kirchenlexikon 3 [1884]

Beilage 11

Luzern, 12. Mai 1960 Herr Johann Büchel-Lüdi, VorsteherzStellvertreter der
Ausgleichskasse des Kantons Luzern, berichtet dem Provinzialat der Schweizer
Kapuziner 1n Luzern über Fassung un Abrechnung für die Kapuzinern-Missio-
Nnare

ext 25 PAL Sch 169.4.11 (Original).

Wir nehmen ezug auf die in dieser Angelegenheit mit Ihrem schr VeT

ehrten Hochw. Herrn Pater Sebastian Huber gehabte Unterredung un
haben uns inzwischen mi1t der Kantonalen Ausgleichskasse Fribourg ber
das Verfahren 1in Verbindung gesetzt

ach der erhaltenen Auskunft werden die Beitrage für die Missionare
der dieser Kasse angeschlossenen Orden seit längerer eit 1n die ordent-
liche Abrechnung einbezogen. iıne auf fünf Jahre zurückgehende Er
fassung wurde dagegen VO  - ihnen n1€e VOTSCHOMMCN.

Mit Schreiben VO 20. April gelangten WITr 1n dieser Sache die
Schweizerische Ausgleichskasse 1ın Genf, wobei WIr die Bewilligung für
eine rückwirkende Erfassung nachsuchten.

Unser bezügliches Gesuch wurde VO  - dieser Stelle mi1t Schreiben VO

4. Mai dem Bundesamt für Sozialversicherung 1n Bern ZUrLX Stellungnahme
unterbreitet.

Bei me1iner gestrigen Vorsprache auf dem Bundesamt hatte ich Gelez
genheit, diese Sache mit dem zuständigen Chefbeamten, Herrn Dr Güp-
fert besprechen, wobei > MI1r hne sich ZUr Sache definitiv
außern e1Ine baldige Erledigung zusicherte.

VWie Sie aus diesen Darlegungen ersehen, ist diese Angelegenheit
nicht aus unNnserm Verschulden lange pendent geblieben un! werden WI1r
nicht verfehlen, sotfort ach Eintreffen des Entscheides VO Bundesamt
weiter hierautf zurückzukommen.

Beilage 12

Die Ergebnisse der eidg. Abstimmung ber die AHV 6. Juli 1947 „Vaterr
land“. Luzern 7. Juli 1947 Zum vergleichenden Studium werden och die Res
sultate der eidg. Abstimmung ber die AHV . Dezember 1931 gegenüber”
‚estellt
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Dezember 031 Juli 047

Ja Nein Ja Nein

Zürich |
ern 8381 156231
Luzern
Uri 086 3880 4086 2102
Schwyz 2640 083 09363 5214
Obwalden 535 3717 653 20997
Nidwalden 526 2673 2420 | 748
Glarus 3262 4226 7670 231
Zug 817 5054 5927 23792

3043Freiburg | 7469 | ATTA
Solothurn 5534
Baselstadt 407 !
Baselland 5194 2549
Schaffhausen 5000 6926 2043
Appenzell 4062 6912 0879 2127
Appenzell 471 2267 1651 882

Gallen | 3066
Graubünden 8062 5888
Aargau
Thurgau 0070
Tessin 0020 2092()
aa
Wallis 4156 ] 0334 7708
Neuenburg 4248 3549°
enf 5500 4732
01a 336089 507054 395902 234308

Zur Abstimmung schreibt „Vaterland“: „Die wuchtige Annahme der Al
Tersz un Hinterlassenenversicherung ist 1U  - diejenige eindeutige Willens
kundgebung des Schweizervolkes, die C braucht, die Sozialversiche:
rung, e1INn dauerndes Werk VO dieser sozialen un wirtschaftlichen Größe
un Bedeutung, untermauern Die Freude der Anhänger einer fortz
schrittlichen Sozialpolitik, deren Verwirklichung der sozialen Gerechtig-keit durch die Schaffung VO:  =) Rechtsansprüchen für die Schwachen
Volke, darf daher e1Ne echte un ungetrübte se1ln. Der schöne Gedanke
der Volkssolidarität eingeleuchtet und triumphiert.“
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Beilage
Einige wissenswerte Angaben über Organisation un Verwaltung etc. der AH  Z
ach un: Welter:; Hindermann.

Verwaltungsaufbau
In jedem Kanton besteht eine kantonale Ausgleichskasse, die ihrerseits
in allen Gemeinden Zweigstellen unterhält. Die Ausgleichskassen kön:  2
nen einerseits durch Arbeitgeberverbände allein, wobei den Arbeitnehz
IMeTN aber ein wirksames Mitspracherecht eingeraumt wird, un anderseits
durch Arbeitgeber- un Arbeitnehmerverbände gemeinsam errichtet WEeT:

den (sog paritätische Kassen) Besondere Ausgleichskassen bestehen einerz
se1ts für das Bundespersonal und anderseits für die Durchführung der
freiwilligen Versicherung für Auslandschweizer, SOWI1E der durch Z7W1z
schenstaatliche Sozialversicherungsabkommen zugewlesenen Aufgaben.

Die zentrale Ausgleichsstelle rechnet mi1t allen Ausgleichskassen ab un
führt ein egister ber die bei diesen geführten individuellen eitrags-
konti

Die Aufsicht ber die Durchführung wird VO Bundesrat ausgeübt.
Ihm steht einNe eidgenössische Alters.  Z  Z un: Hinterlassenenversicherungs“
Kommission beratend 7VABEN Seite, 1n welcher die Versicherten, die Wirt  C
schaftsverbände, die Versicherungseinrichtungen, der Bund un die Kan  e
tone vertreten sind

Der Verwaltungsaufbau ist also nicht zentralistisch geregelt. Je
der Versicherte hat die Möglichkeit, sich einen Verband der die
Gemeindezweigstelle seines Wohnortes wenden.

Kechtspflege (AHV Art 84—86
Gegen Verfügungen der Ausgleichskasse kann der Betroffene innert dreiz
Big Tagen se1it der Zustellung Beschwerde erheben. Das gleiche Recht:
steht den Blutsverwandten 1n auf:  Z un: absteigender Linie Die Bez
schwerden werden in erster nstanz VO einer kantonalen Rekurskommis-
S10N und 1n zweiıter nstanz VO: Eidgenössischen Versicherungsgericht
beurteilt. Das Verfahren ist kostenlos.
Die Beiträge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber
Den Arbeitnehmern werden 2 Prozent VO Lohn abgezogen. Der Arz
beitgeber leistet ebenfalls 2,4 Prozent der Bruttolohnsumme un: liefert
die SBAaNZCH 4,8 Prozent die zuständige Ausgleichskasse ab Von ieser
Beitragsleistung entfallen:

Prozent auf die AHV (Alters- un Hinterlassenenversicherung)
0, Prozent auf die (Invalidenversicherung)
Ü, Prozent für die (Erwerbsersatzordnung).
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Größe der Renten

Ordentliche Renten Übergangsrenten
Stadt Halbstadt Land

ab 047 A0 — 760 =— 600. — 480. —

ab 954 FAn S40 — 120.— 630.—

ab 057 900.— S40 — S40 — S40 —

ab Juli 961 1 US0Ü — 080 —

500.— 500.—aD Jan 964

Versichertennummer
Jeder Versicherte Se1Ne bestimmte Nummer, die individuell gebildet
wird Sie ist nicht eine beliebige Ordnungsziffer, sondern eine Kkernnumz
INeCT, die auftf rund des Familiennamens, des Geburtsdatums und des Ge:
schlechts, also auf rund Vn Merkmalen gebildet wird

Die Versichertennummer ist 1n der Regel eine achtstellige Zahl, die
W1€ folgt gebildet wird

Die erste, dreistellige Gruppe kennzeichnet den Familiennamen. Zu die  D
SC  = Zweck ist ein Schlüssel erstellt worden, der eine alphabetische Auf:
gliederung der Familiennamen 1n 900 Gruppen 100—999 vorsieht.

Die zweıte, zweistellige Gruppe gibt die beiden etzten Ziffern des Ge.
burtsjahres

Die dritte, dreistellige Gruppe zeiét iın der ersten Zahl das Geburtsquar-un Geschlecht, indem die Geburtsquartale für Männer miıt 1—4,;, für
Frauen mit 5 — nNnummMertlert werden. Die ‚etzten beiden Zitfern gebenden Lag der eburt Quartal wobei für jeden Monat ZAUT Berück:  Z  Z
sichtigung der Unterschiede 1n der ahl der Tage immer 31 Tage TeSCTI?
viert sind

Sotern mehrere Versicherte auf diese Weise die gleiche Versicherten-
NUmMMer erhalten würden, werden die achtstelligen ummern durch Beifü
fügung e1iner welteren Zahl Ende unterschieden.10%

B. Major Joh Bapt. (P. Ambrosius) geb. 7 Februar 1891 639.91.3/17/2.
Das Feststellen der Versichertennummer erfolgt durch die Ausgleichs-

Hindermann 61f.; Art. 133; Kreisschreiben T. 25 des Bundesamtes der AH  <
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kasse auf rund der Anmeldung, sobald ein Versicherter beitragspflich-
tig wird („vom ersten Tag der Vollendung des Altersjahres folgenden
Kalenderjahres” AH  A Art. 3, Abs 1)

Die Versichertennummer bietet große Vorteile: B. vereinfacht s1e die
Anmeldungen und den schriftlichen Verkehr bedeutend, indem s1e CS

überflüssig macht immer wieder die SCHAUC Personalien mit allen nterz
scheidungsmerkmalen anzuführen Es ist beabsichtigt, die Versicherten-
NUMMECI auch für andere 7 wecke verwenden.

Aus dem Beispiel der Versichertennummer ersieht Man, daß die AH  e
bis iın die letzten Verästelungen fein ausgedacht un: ausgebaut ist Es Ver:»

dient nicht NUr als Sozialwerk, sondern auch als Gesetzeswerk unsere

Bewunderung.

S SEAa ü ia

A a l E r c
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